Preußiſche Geſetz ammlung 


1934 | Ausgegeben zu Berlin, den 25. Mai 1934 | Nr. 25 


(Nr. 14135.) 


Bekanntmachung, 
betr. die abgeänderte Faſſung der Verwaltungsgebührenordnung. 


Vom 19. Mai 1934. 


Auf Grund des Artikels 2 der IV. Verordnung zur Anderung der Verwaltungsgebühren⸗ 
ordnung vom 12. April 1934 (Geſetzſamml. S. 245) wird der Wortlaut der Verwaltungsgebühren⸗ 
ordnung in der vom 1. April 1934 an geltenden Faſſung nachſtehend bekanntgemacht. 


Berlin, den 19. Mai 1934. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 
In Vertretung: 
Landfried. 1 
0 85 
1 er 
Verwaltungsgebührenordnung (GO). 411 6 q 50 
Auf Grund des § 4 Abſ. 1 des Geſetzes über ſtaatliche Verwaltungsgebühren dom 29. Sep⸗ 


tember 1923 (GVerwaltungsgebührenordnung (BGO .). 
8 1. 

(1) Für einzelne Amtshandlungen, die auf Veranlaſſung der Beteiligten von ſtaatlichen 
Organen oder kraft ſtaatlichen Auftrags von nicht ſtaatlichen Organen vorgenommen werden, 
werden Verwaltungsgebühren nach Maßgabe dieſer Verordnung und des anliegenden Tarifs 
erhoben. Die Erhebung von anderweitigen Gebühren oder Stempeln für derartige Amts⸗ 
handlungen wird ausgeſchloſſen. 

(2) Die Gebühren fließen in die Staatskaſſe, die für Auftragshandlungen erhobenen Gebühren 
in die Kaſſe derjenigen Stelle, deren Organ die Amtshandlung vorgenommen hat. 


§ 2. 

Gebührenfrei ſind: 

1. Amtshandlungen, die überwiegend im öffentlichen Intereſſe erfolgen; 

2. Amtshandlungen, die auf Veranlaſſung eines im unmittelbaren oder mittelbaren Staats⸗ 
dienſt ſtehenden Beamten, Angeſtellten, Arbeiters, eines Ruhegehaltsempfängers oder 
eines Hinterbliebenen dieſer Perſonen vorgenommen werden und das beſtehende oder 
frühere Dienſtverhältnis betreffen; 


3. Amtshandlungen, die eine Behörde in Ausübung einer öffentlichen Gewalt veranlaßt, es 
ſei denn, daß die Gebühr einem Dritten als mittelbarem Veranlaſſer zur Laſt zu legen iſt; 
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der mündliche Verkehr; 
Angelegenheiten in Gnadenſachen; 
Angelegenheiten der Wohnungszwangsbewirtſchaftung; 


Amtshandlungen auf Grund des Geſetzes über beſchränkte Auskunft aus dem Strafregiſter 
9. April 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 507). 


6. Februar 1924 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 44). 


N e 


— O 


und die Tilgung von Strafvermerken vom 


§ 3. 
Diejenigen Perſonen, Anſtalten uſw., die nach § 5 Abſ. 1 bis 4 des Stempelſteuergeſetzes 
von der Entrichtung der Stempelſteuer befreit ſind, ſind unter den dort genannten Vorausſetzungen 
auch von der Entrichtung von Verwaltungsgebühren befreit. 


§ 4. 
Die für die Gebührenfeſtſetzung zuſtändige Behörde iſt befugt, die Gebühr im Falle nach⸗ 
gewieſener Bedürftigkeit des Zahlungspflichtigen auf Antrag bis auf 0,50 Reichsmark herabzuſetzen 
oder zu erlaſſen. 


8 5. 
(1) Die nach dem Werte des Gegenſtandes zu berechnende Gebühr beträgt mindeſtens 
0,50 Reichsmark und ſteigt in Abſtufungen von je 0,10 Reichsmark, wobei überſchießende Gebühren⸗ 
beträge auf 0,10 Reichsmark nach oben abgerundet werden, und bei Gebührenbeträgen in Höhe 
von mehr als 10 Reichsmark in Abſtufungen von je 0,50 Reichsmark, wobei überſchießende 
Gebührenbeträge auf 0,50 Reichsmark nach oben abgerundet werden. 
(2) Maßgebend iſt der Wert des Gegenſtandes zur Zeit der Vollendung der Amtshandlung. 


§ 6. 
Fällig iſt der zur Zeit der Vollendung der Amtshandlung geltende Gebührenſatz. 


8 7. 

(1) Die Gebühr ſoll grundſätzlich ſpäteſtens bei der Aushändigung der Entſcheidung, des 
Zeugniſſes uſw. entrichtet und erforderlichenfalls durch Poſtnachnahme erhoben werden; ſie kann 
ſchon vor der Vornahme der Amtshandlung erfordert werden. 

(2) Die Beitreibung erfolgt im Verwaltungszwangsverfahren. 


§ 8. 

(J) Wird in einer gebührenpflichtigen Angelegenheit eine übergeordnete Behörde im In⸗ 
ſtanzenzug angegangen, ſo iſt auch deren Entſcheidung gebührenpflichtig; die Gebühr erhöht ſich 
für jede Inſtanz je um die Hälfte, mindeſtens jedoch je um 0,50 Reichsmark. 

(2) Die Gebühr für die Entſcheidung der übergeordneten Behörde iſt nur zu erheben, wenn 
und ſoweit im endgültigen Ergebnis die erſtinſtanzliche Entſcheidung aufrechterhalten wird, andern⸗ 
falls ift nur die Gebühr für die an ſich von der erſten Inſtanz endgültig vorzunehmende Amts⸗ 
handlung zu erheben, auch wenn ſie von der höheren Inſtanz ſelbſt vorgenommen wird. 


5 89. 

() Bei Ablehnung des Antrags auf Vornahme einer Amtshandlung wird !ıo bis ½ der 
Gebühr, bei Zurücknahme des Antrags auf Vornahme einer Amtshandlung, die noch nicht vollendet, 
mit deren Ausführung oder ſachlicher Vorbereitung jedoch bereits begonnen worden ift, ¼0 bis 1½ 
der Gebühr, mindeſtens jedoch 0,50 Reichsmark erhoben; es kann Gebührenfreiheit gewährt werden, 
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wenn der Antrag auf nicht anzurechnender Unkenntnis der Verhältniſſe oder auf Unwiſſenheit 
beruht. 

E) Für einen lediglich wegen Unzuſtändigkeit ablehnenden Beſcheid iſt eine Gebühr nicht zu 
erheben. 


8 10. 


Sofern für den Anſatz einer Gebühr ein Spielraum gewährt wird, iſt die Höhe der Gebühr 
unter Berückſichtigung des Umfanges und der Schwierigkeit der Sache, ihrer Bedeutung für das 
bürgerliche Leben und der Leiſtungsfähigkeit des Zahlungspflichtigen feſtzuſetzen. Bei Gegenſtänden 
von untergeordneter Bedeutung, bei denen die Sachbehandlung nur von geringem Umfang iſt und 
keine Schwierigkeiten bietet, ſind die Mindeſtgebühren in Anſatz zu bringen. 


§ 11. 


Gegen die Erhebung einer Gebühr findet die Beſchwerde im Aufſichtsweg ſtatt, ſoweit nicht 
durch beſondere Beſtimmung eine andere Regelung getroffen iſt. Die Beſchwerde hat keine auf- 
ſchiebende Wirkung; jedoch iſt in der Regel die Einziehung der Gebühr bis zur Entſcheidung über 
die Beſchwerde auszuſetzen. Die Entſcheidung erfolgt gebührenfrei. 


8 12. 


Werden bei der Vornahme einer Amtshandlung beſondere bare Auslagen notwendig, ſo ſind 
ſie zu erſtatten, auch wenn die Amtshandlung gebührenfrei bleibt. Für die Erhebung der Auslagen 
gelten die Vorſchriften über die Gebührenerhebung entſprechend. 


8 13. 


() Zur Zahlung der Gebühr iſt derjenige verpflichtet, der die Amtshandlung veranlaßt hat, 
bei Genehmigungen und dergleichen auch derjenige, zu deſſen Gunſten die Amtshandlung vor⸗ 
genommen, insbeſondere die Genehmigung erteilt wird. 


(2) Sind an einer Angelegenheit mehrere Parteien beteiligt, ſo iſt jede Partei gebühren⸗ 
pflichtig, ſoweit ſie unterliegt. 


§ 14. 
(1) Im Verwaltungsbeſchlußverfahren gilt als Veranlaſſer der Unternehmer. Die durch un⸗ 


begründete Einwendungen eines Widerſprechenden erwachſenen Auslagen ($ 12) können dem 
Widerſprechenden auferlegt werden. Es können Gebühren⸗ und Auslagenvorſchüſſe erhoben werden. 


(2) Die Gebühr des § 8 Abſ. 1 wird nicht erhoben, wenn die Entſcheidung der übergeordneten 
Behörde durch den Widerſpruch eines anderen veranlaßt wird. Die Beſtimmung des § 8 Abſ. 2 
findet jedoch entſprechende Anwendung. Im Falle unbegründeter Einwendungen kann dem Wider⸗ 
ſprechenden neben den Auslagen eine Gebühr von 3 bis 150 Reichsmark auferlegt werden. 

(3) Ergeht nach der Entſcheidung, die auf Grund der Verfahrensvorſchriften von dem Vor⸗ 
ſitzenden der Beſchlußbehörde namens dieſer getroffen wird, noch eine Entſcheidung der Beſchluß⸗ 
behörde ſelbſt, dann iſt nur dieſe gebührenpflichtig. 

(4) Schließt ſich an das Beſchlußverfahren ein Verwaltungsſtreitverfahren an, ſo iſt die 
Gebühr auf die des Verwaltungsſtreitverfahrens anzurechnen, wenn in beiden Verfahren dieſelbe 
Perſon Schuldner der Gebühr iſt. 


§ 15. 


Dieſe Gebührenordnung tritt am 1. Januar 1927 in Kraft. Die bisherigen auf Grund des 
Geſetzes über ſtaatliche Verwaltungsgebühren erlaſſenen Gebührenordnungen mit Ausnahme der 
Verwaltungsgebührenordnung vom 15. November 1924 (Volkswohlf. S. 460) für die Tätigkeit 
der Verwaltungsbehörden bei Ausführung des Grundſtücksverkehrsgeſetzes vom 10. Februar 1923 
(Geſetzſamml. S. 25) werden aufgehoben. f RR | 
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Aberſicht zum Gebührentarif. 


Abbauzeugniſſe ſ. Bergbau. 

Abſchriften 1. 

Anlagen, gewerbliche 2. 

Anſtellung, Vereidigung 3. 

Apotheken 4. 

Approbation 5. 

Arbeiterlegitimationskarten ſ. Ausländerange⸗ 
legenheiten. 

Arbeiterſchutz 6. 

Arbeitsordnung ſ. Bergbau. 

Aufenthaltsgenehmigung ſ. Ausländerange⸗ 
legenheiten. 

Aufſichtsrat ſ. Bergbau. 

Aufzüge 7. 

Ausfertigungen ſ. Abſchriften. 

Ausländerangelegenheiten 8. 

Ausnahmebewilligungen ſ. Genehmigungen. 

Ausſpielungen ſ. Lotterien. 

Austauſch von Feldesteilen ſ. Bergbau. 

Auswanderungsagenten 9. 

Ausweiſe ſ. Beglaubigungen. 

Auszüge ſ. Abſchriften. 

Azetylen 10. 


Banken und öffentlich- rechtliche Kreditan⸗ 
ſtalten 11. 

Baudispenſe 12. 

Baumeiſter 12 a. 

Baupolizei, ſtaatliche 13. 

Bauſtoffe, Bauarten 13 a. 

Beglaubigungen und andere Zeugniſſe 14. 

Bergbauangelegenheiten, Sondergebühren 15. 

Berggerechtſamsangelegenheiten ſ. Bergbau. 

Berggewerkſchaften ſ. Bergbau. 

Bergwerksbetrieb juriſtiſcher Perſonen ſ. Berg⸗ 
bau. 

Bergwerkseigentum ſ. Bergbau. 

Beſcheinigungen ſ. Beglaubigungen. 

Beſchlußverfahren 16. 

Betriebsabbruch, Betriebsſtillegung 17. 

Betriebsanlagen, bergbauliche, ſ. Bergbau. 


Beurkundung von Grundſtücksveräußerungen 18. 


Bezirksſchornſteinfeger 19. 
Bierdruckvorrichtungen 20. 
Bilanzen 21. 
Börſenproſpekte ſ. Proſpekte. 
Buchmacher 22. 


Dampffäſſer 23. 

Dampfkeſſel 24 ſ. auch 2 und 50. 
Deviſenbanken, Deviſenmakler ſ. Banken. 
Drahtſeilbahnen ſ. Bergbau. 


Eiſenbahnen 25. 

Enteignung 26. 

Erbbaurecht ſ. Beurkundungen. 
Erlaubniserteilungen ſ. Genehmigungen. 


Fahrſtühle ſ. Aufzüge. 

Feldesteilung u. dgl. ſ. Bergbau. 

Fiſchereiſcheine und Exlaubnisſcheine zum 
Fiſchfang 28. 

Flüſſigkeiten, brennbare 28 a. 

Funkenfänger ſ. Kraftmaſchinen. 


Gaſe, verflüſſigte und verdichtete 29. 

Genehmigungen 30. 

Generalverſammlung ſ. Bilanzen. 

Genoſſenſchaftsverbände 31. 

Geſchäftsbücher, Abſtempelung 32. 

Geſtreckte Felder ſ. Bergbau. 

Getränke, kohlenſaure 33. 

Gewerbelegitimationskarten ſ. Legitimations⸗ 
karten. : 

Gift 34. 

Grenzüberwachung 35. 

Grubenbahnen ſ. Bergbau. 

Grunderwerb 36. 

Grundſchulden ſ. Hypotheken. 

Grundſtücksveräußerungen ſ. Beurkundung. 

Grundvermögensſteuer ſ. Rechtsmittelver⸗ 
fahren. 


Handelserlaubnis 37. 
Handwerksbetriebe 38. 
Handwerkskammern 39. 

Hauszinsſteuer ſ. Rechtsmittelverfahren. 
Hebammen 40. 

Hilfsbau ſ. Bergbau. 

Homöopathiſche Arzte 41. 

Hypotheken 42. 

Hypothekeninſtitute, private 43. 


Jagdangelegenheiten 44. 

Inhaberſchuldverſchreibungen und 
ſchuldbriefe 45. 

Innungen, Innungsausſchüſſe, Innungsver⸗ 
bände 46. 

Juriſtiſche Perſonen 47. 

Juſtizangelegenheiten, Sondergebühren 48. 


Grund⸗ 


Kalibergwerke ſ. Bergbau. 
Kalziumkarbid ſ. Azetylen. 
Kleinbahnen ſ. Eiſenbahnen. 
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Kleinkinderpflegerinnen ſ. Krankenpflegeper⸗ 
ſonen. 

Konſolidation u. dgl. ſ. Bergbau. 

Konzeſſionen ſ. Genehmigungen. 

Koſtenverteilung ſ. Anlagen, gewerbliche. 

Kraftfahrzeugverkehr 49. 

Kraftmaſchinen, bewegliche 50. 

Krankenpflegeſchulen ſ. Krankenpflegeperſonen. 

Krankenpflegeperſonen 51. 

Kreditanſtalten, öffentlich⸗rechtliche, ſ. Banken. 

Kunſtſcheine 52. 


Landmeſſer ſ. Anſtellung. 

Landpflegerinnen ſ. Krankenpflegeperſonen. 

Landwirtſchaftliches Schulweſen 53. 

Legitimationsatteſte bei Veräußerung von 
Pferden 54. 

Legitimationskarten 55. 

Lehranſtalten für techniſche Aſſiſtentinnen ſ. 
Krankenpflegeperſonen. 

Leichenpäſſe ſ. Päſſe. 

Lichtſpiele 56. 

Lotterien, Ausſpielungen 57. 

Luftverkehr 57 a. 


Makler 58. 
Markſcheider ſ. Bergbau. 
Maſſageſchulen 
Maſſeure 
Medizinalverwaltung, Prüfungsausweiſe 59. 
Metalle, unedle 60. 


ſ. Krankenpflegeperſonen. 


Mineraliengewinnung, gemeinſchaftliche, ſ. 


Bergbau. 
Mutung ſ. Bergbau. 
Mutungsüberſichtskarten |. Bergbau. 


Namensänderungen 61. 


Opium 62. 
Orderlagerſcheine 63. 


Päſſe und Sichtvermerke 64. 

Perſonenſtandsangelegenheiten 65. 

Pferdezuchtangelegenheiten 66. 

Phosphorhaltige Mineralien und Geſteine ſ. 
Bergbau. E 

Polizeiliche Verwarnungen 66 a. 

Polizeiſtunde 67. 

Privatanſchlußbahnen |. Eiſenbahnen. 

Privatkranken⸗ (Entbindungs⸗, Irren⸗) An⸗ 
ſtalten 68. 

Privatſchulen, Privatunterricht 69. 

Proſpekte 70. 

Prüfungsausweiſe ſ. Medizinalverwaltung. 


Rechtsmittelverfahren 71. 
Reichs⸗ und Staatsangehörigkeitsſachen 72. 
Repräſentant ſ. Bergbau. 


Säuglingspflegeſchulen ſ. Krankenpflegeper⸗ 
ſonen. 

Säuglings⸗ und Kleinkinderpflegerinnen |. 
Krankenpflegeperſonen. 

Schadenserſatzanſpruch ſ. Bergbau. 

Schiffspfandrechte ſ. Hypotheken. 

Schürfangelegenheiten ſ. Bergbau. 

Seeleute 73. 

Seilfahrt ſ. Bergbau. 

Sichtvermerke ſ. Päſſe. 

Situationsriſſe ſ. Bergbau. 

Sprengſtoffe ſ. Bergbau u. 74. 

Staatsangehörigkeitsſachen ſ. Reichsangehörig⸗ 
keitsſachen. 

Stiftungen ſ. juriſtiſche Perſonen. 

Strandungsangelegenheiten 75. 


Techniſche Aſſiſtentinnen ſ. Krankenpflege⸗ 
perſonen. 

Totaliſatoren ſ. Buchmacher. 

Triebwerke ſ. Anlagen, gewerbliche. 


Umwandlung von geſtreckten Feldern ſ. Berg⸗ 
bau. 


Vereidigung ſ. Anſtellung. 

Vereine ſ. juriſtiſche Perſonen. 

Vermeſſung, Verlochſteinung ſ. Bergbau. 

Verſicherungsunternehmungen 76. 

Verſteigerer 77. 

Verwaltungsbeſchlußverfahren ſ. Beſchlußver⸗ 
fahren. 

Verwaltungsrechtsrat 78. 

Verwaltungsſtreitverfahren 79. 


Veterinärangelegenheiten 80. 


Waffen⸗ und Munitionsangelegenheiten 81. 

Wandergewerbebetriebe 82. 

Waſſerpolizei 83. 

Waſſerrechtliche Angelegenheiten ſ. Beſchluß⸗ 
verfahren. 

Wechſelſtuben ſ. Banken. 

Wohlfahrtspfleger(innen) ſ. Krankenpflegeper⸗ 
ſonen. 

Wohnungsauskünfte 84. 


Zeugniſſe ſ. Beglaubigungen. 
Zündmittel ſ. Sprengſtoffe. 
Zwangsgrundabtretung ſ. Enteignung. 
Zwangsinnungen ſ. Innungen. 
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Gebührentarif. 

Tide. œ 
S Gegenſtand Gebühr 
E RM 

1 Abſchriften, Auszüge, Ausfertigungen. 
a) Abſchriften für jede angefangene Seitddte RRR RRR 0,30 
Mind zeſtens edc, 8 0,50 
b) Auszüge aus den Akten, öffentlichen Verhandlungen, amtlich ge⸗ 
führten Büchern, Regiſtern und Rechnungen, für jede ange⸗ 
fongenes@elle =... 2a Eee 0,50 


L) 
— 


5 


Sit die Anfertigung des Auszugs mit beſonderer Mühewal⸗ 
tung verbunden, kann die Gebühr für jede angefangene Seite 
erhöht werdest bis auff . 
Ausfertigungen von Schriftſtücken, ſoweit nicht auf Grund dieſer 
Gebührenordnung oder ihres Tarifs eine beſondere Gebühr zu 
entrichten oder Gebührenfreiheit angeordnet iſt, und für zweite, 
dritte und weitere Ausfertigungen (Nebenausfertigungen) die 
Gebühr wie für Abſchriften (T. Nr. 1a) und die Beglaubigungs⸗ 
gebühr (T. Nr. 14). 

Beſtallungen ſind gebührenfrei auszufertigen. 

Die Gebühren für die auf beſonderen Antrag erteilten Abſchrif⸗ 
ten, Auszüge und Ausfertigungen werden in den Fällen der 
Gebührenfreiheit als Auslagen (5 12 dieſer Gebührenordnung) 
erhoben, ausgenommen im Falle des $2 Ziffer 3. 


2 Anlagen, gewerbliche. 


a) 


b) 


0) 


d) 


Genehmigung, auch wenn fie unter einer Bedingung, Auflage 
oder befriſtet erfolgt, von 


1. gewerblichen Anlagen, Dampfkeſſeln und Triebwerken 


(88 16ff., 24 Gew. O.; § 59 A. B. G. 


e EA ee ennerre Seelen ee 
2. Veränderungen (825 Gew. O. en 


HUNDEIENDT 2 E A . 
3. Friſtverlängerungen und Friſtungen (5 49 a. a. O. 


Findet A TREO 
Verſagung der Genehmigung 


Mifideſtens im Falle von l!!! 8 
LE 0 HTH. 9 ee 
Koſtenverteilung. Feſtſetzung der einer Partei zu erſtattenden 
Koſten (Ziffer 33 Abſ. 2 Ausf. Anw. zur Gew. O.)) 
Gebührenpflichtig iſt jede Partei, ſoweit ſie unterliegt. 
Rekursbeſcheid. 

1. Ganz oder teilweiſe ablehnender Beſcheid auf den von dem 
Unternehmer eingelegten Rekurs und auf unbegründete 
Einwendungen Widerſprechende .... 

2. Verſagung der Genehmigung auf Grund von Einwendungen 
Widerſprechender 

an Stelle der entſprechenden Gebühr zu a die zu b. 

3. Erteilung der Genehmigung auf Grund des Rekurſes des 

Unternehmers 
an Stelle der entſprechenden Gebühr zu b die zu a. 


. 


2/10 v. H. der 
Koſten der Anlage 
10 


1/10 v. H. der 
Koſten der Ver⸗ 
änderung 
5 


e e e 
Koſten 
5 


1/10 bis ½ der 
Gebühren zu a 
10 
5 


3 bis 30 


3 bis 150 
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Gegenſtand 


Gebühr 
RM 


(2) | e) Etwaige Prüfungsgebühren einer amtlichen Prüfungsſtelle 
für ſtatiſche Berechnungen ſind als bare Auslagen einzuziehen. 
In ſolchem Falle bleibt bei der Berechnung der Koſten der 
Anlage nach a) und b) der Rohbauwert der Gebäude uſw., 
ſoweit er der Gebührenberechnung der Prüfungsſtelle zugrunde 
gelegen hat, außer Anſatz; mindeſtens ſind jedoch 75 v. H. der 
Gebühren zu a) und b) zu erheben. 


3 Anſtellung, Vereidigung (836 Gew. O.) von 
a) Lande ERIE SEELE: 
b) Auktionatoren, Bücherreviſoren uſuuuw ü P ...... 


4 Apotheken. 
a) Konzeſſion 
1. zum Betrieb 
bei Vererblichkeit oder Veräußerlichkeit der Konzeſſion . 


ſenſ ttt 

2. zur Errichtung einer Zweig⸗(Filial⸗ꝰ Apotheke 

3. zur Verlegung einer Apotheke auf Antrag des Beſitzers 

b) Befähigungszeugnis zur Verwaltung der Dispenſieranſtalt eines 
Krankenhauſes (für Diakoniſſen und Mitglieder ſtaatlich aner⸗ 
kannter geiſtlicher Genoſſenſchaften für Krankenpflege 


5 Approbation der Arzte, Zahnärzte, Tierärzte und Apotheker 

a) nach Ablegung der vorgeſchriebenen Prüfungen 

b) Se bare von den vorgeſchriebenen Prüfungen ($ 29 

Ge/ ¼ 1 

Zu a und b. Bei Reichsausländern wird das Fünffache der 

Sätze erhoben, ausgenommen bei Deutſchöſterreichern, die einen 

entſprechenden Ausweis über ihre Staatsangehörigkeit bei⸗ 

bringen, und bei Angehörigen der vom Deutſchen Reiche abge- 

trennten Gebiete mit deutſcher Abſtammung und deutſcher 
Mutterſprache. 


6 Arbeiterſchutz. 
Genehmigungen von Ausnahmen von den Arbeitnehmerſchutzvor⸗ 
ſchriften l 
durch die untere Verwaltungsbehörde - < e e e eR 
„ „ höhere Berwaltimgsbehnrne H 
„ „ bberſte Lande ehnd 8 


7 Aufzüge. 
a) Erlaubnis zur Benutzung von Perſonenauf zügen 
b) Gewährung von Ausnahmen von den Vorſchriften über die Ein- 
richtung und den Betrieb von Aufzügen 
ellen Fällen ll 
, / 


8 Ausländerangelegenheiten. 
a) Arbeiterlegitimationskarten (Befreiungsſcheine, Grenzläufer⸗ 
karten) für ausländiſche Arbeiter. Es gelten die jeweiligen vom 
Miniſter des Innern feſtgeſetzten Gebühren. 


50 
10 bis 100 


1 v. H. des Wertes 
der Konzeſſion 
300 
300 
50 
150 


10 


30 bis 150 


1 bis 50 
2 bis 100 
3 bis 150 


1 bis 50 


2 bis 100 
6 bis 400 
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(8) | b) Aufenthaltsgenehmigungen (ſoweit ſolche nicht ſchon durch vor⸗ 
handene gültige Sichtvermerke als erteilt gelten) 
auf die Dauer von nicht mehr als 2 Jahre 
auf längere Dauer einſchl. der beſonderen Beſcheinigungen 
gemäß Ziffer II und III des Ausweiſungserlaſſes vom 
24. 8. 1923 (M. Bl. i. V. S. 883p7ᷣ ⸗ůũꝶũ w P i i 5 
Aus ſachlichen oder perſönlichen Billigkeitsgründen kann von 
der Gebührenerhebung ganz oder zum Teil abgeſehen werden. 


c) Zulaſſung zum Beſuch von 


1 


A Hochſchu le ene 10 bis 100 
2. gewerblichen oder kaufmänniſchen Fachſchulrns 5 bis 50 

d) Zulaſſung ausländiſcher juriſtiſcher Perſonen zum Gewerbe⸗ 
bei 8 300 bis 1000 


0 Auswanderungsagenten. 
a) Genehmigung zum Gewerbebetrieeb e 300 
p) Ablehnung von Anträgen zu 55 5 E K 30 


10 Azetylen (gelöſtes Azetylen 1. Gaſe, verflüſſigte und verdichtete). 
a) Zulaſſung von Bauarten 
1. für Entwicklenrnkk ne TRE 6 bis 400 
2. für Waſſervorlagen oder andere Sicherheitsvorrichtungen 2 bis 100 
b) Anmeldebeſcheinigung eines freizügigen Entwicklers auf dem 
Abſtempelungsſcheine bei einer Karbidfüllung 


bis Lig ß 8 0,50 
von hi s.., 8 1 
en BB RUE OO S 2 
Don bis E Haben ersplsn harten Jack cd Ci 3 
von 6 bis S en ETIE se 4 
darüber hing u 5 
e) Weitere Zulaſſung von früheren Entwicklerbauarten 3 bis 150 
d) Zulaſſung von Entwicklerbauarten, die einem „Syſtemzeugniſſe 
des Deutſchen Azetylenvereins“ entſprecheee nn 3 bis 150 


e) Zulaſſung von Ausnahmen von den Vorſchriften über die Her⸗ 
ſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Azetylen ſowie 
über die Lagerung von Kalziumkarbid 


1. in einzelnen Fällre· enn. 2 bis 100 
2. allgemeiner Ark. | 6 bis 400 
11 [Vanken und öffentlich⸗ rechtliche Kreditanſtalten. 
a) Zulaſſung als Deviſenbannn ..... 100 
bp) Zulaſſung als Deviſen makler. 100 
e) Zulaſſung einer Wechſelſtuvbtrrr eee... 50 
d) Ablehnung von Anträgen zu a) VPV 10 


12 Baudispenſe. 

a) Befreiungen von Beſtimmungen der Baupolizeiverordnungen, 
über die die Baugenehmigungsbehörden ($ des Geſetzes über 
baupolizeiliche Zuſtändigkeiten vom 15. Dezember 1933 — 
Geſetzſamml. S. 491 —) 


Tide. 
Nr. 


(12) 


Gegenſtand 


1. gemäß $ 2 Abſ. 1 und in Fällen des § 3 Abſ. 2 a. a. O. ſelb⸗ 
ſtändig beſchließen . l 8 


2. gemäß $ 2 Abſ. 2 und in Fällen des § 3 Abſ. 1 a. a. O. nur 
mit Zuſtimmung des Regierungspräſidenten (Verbands⸗ 
e in Berlin des Oberpräſidenten) beſchließen 

ön fen Soda. 13H TZ < 110 

b) Zuſtimmung des Regierungspräſidenten (des Verbandspräſi⸗ 
denten, in Berlin des Oberpräſidenten) für Befreiungen von Be⸗ 
ſtimmungen der Baupolizeiverordnungen gemäß $ 2 Abſ. 2 und 

Br, alla. dess e ON 
findet (bet nd) 


12a Baumeiſter. 


a) Beſcheinigung über die Berechtigung zur Führung der Berufs⸗ 
bezeichnung „Baäumeiſter rr!!! HIIG 
b) Ablehnung der Beſcheinigunnggn n 


13 | Baupolizei, ſtaatliche. 


I. Grundgebühren. 


Genehmigung und Beaufſichtigung einſchl. einmaliger Rohbau⸗ 
und einmaliger Gebrauchsabnahme. 
A. Neubauten. 
1. a) Bei Gebäuden untergeordneter Art, wie Wohnlauben, 


Scheunen, Schuppen, Ställen uſw., für je 100 cbm 
TIGHT] !! Bee RER LENE 
ee eee 

b) Bei Schuppen, Buden uſw. von nicht mehr als 50 obm 
Rauminhalt, bei Einfriedigungen jeder Art, bei Er⸗ 
ſtellung oder Veränderung eines einzelnen Innen⸗ 
raums, von Tür⸗ oder Fenſteröffnungen, Aſch⸗ oder 
Müllbehältern, Aborten, Dung⸗ oder Jauchegruben 
oder ähnlichen Bauteilengeringen Umfanges, Brunnen⸗ 
oder Badeanlagen, Ofen, Herden oder gewerblichen 
Ft iiiei T 

9) Bei Reklameanlagen, Schaukäſten, Fahnenſchildern, 
N Flächenbemalungen zu Reklame⸗ 
zweccen nnn; T 


Bei Wohngebäuden mit gewöhnlicher Gründung, Holz⸗ 


balkendecken, aber auch vereinzelten Maſſivdecken (unter 
Küchen, Baderäumen uſw.) und mit gewöhnlichem höl⸗ 
zernen Dachſtuhle ſowie bei ſonſtigen Hochbauten, ſoweitſie 
nicht beſonders aufgeführt ſind, bei Hofkellern und ſelb⸗ 
ſtändigen Kelleranlagen 
für je 100 cbm Rauminhalt! 
jedoch mindeſtn!n?n?ns?s 


„Bei Gebäuden, die unter die Beſtimmungen der Polizei⸗ 


verordnungen über die baulichen Anlagen, innere Ein⸗ 
richtung und den Betrieb von Theatern, öffentlichen Ver⸗ 
ſammlungsräumen und Zirkusanlagen, über Lichtſpiel⸗ 
theater und unter die Beſtimmungen über Warenhäuſer 
fallen, mit gewöhnlicher Gründung 
, een: 
TGO mindeſte???s?s . L 
bei zeitweiligen Zelthallen und Zirkusbauten 
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0,6 v. H. wie vor 


0,4 v. Y. wie vor 


2,50 
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4. Bei Neubauten der Gattungen 1 bis 3 mit ſchwierigerem 
Gründungsverfahren, mit Ausführung der Decken, Pfei⸗ 
ler, Stützen oder des Daches in Eiſen, Eiſenbeton oder 
ingenieurmäßig hergeſtellter Holzkonſtruktion neben den 
Gebühren zu 1 bis 3 für je 1000 7% der Bauſumme jener 
Konſtrukt ionen nee 

5. Bei baulichen Herſtellungen mit ſchwer beſtimmbarem 
Rauminhalt und mit ſchwierigen ſtatiſchen Berechnungen, 
wie Brücken, Maſten, Kränen, Hallendächern, Stütz⸗ 
mauern, Fabrikſchornſteinen, neben der Mindeſtgebühr 
zu 2 für je 1000 7% der Bauſumme dieſer Konſtruktionen 


Umbauten und veränderte Benutzungsart. 


1. Bei erheblicheren Um- und Erweiterungsbauten 


Bei der Berechnung der Gebühren werden die Räume 
nur inſoweit berückſichtigt, als fie von den Um⸗ oder Er⸗ 
weiterungsbauten betroffen werden. 

2. Genehmigung zur veränderten Benutzungsart vorhandener 
Bauten, wenn bauliche Herſtellungen oder Anderungen 
nicht vorgenommen werdee n. 


Abbrüche 
von Gebäuden der Gattung agg... 
3 
A A eee 
Albin area 


II. Sondergebühren, bare Auslagen. 


. Bei Nachtragsentwürfen, welche von den genehmigten Ent⸗ 


würfen abweicheeece nn 


Bei unweſentlichen Abweichungen kann von der Gebühren⸗ 
erhebung aus Billigkeitsgründen ganz oder zum Teil abge⸗ 
ſehen werden. 


„Bei neuen ſtatiſchen Berechnungen der unter I, 4 und 5 ge⸗ 


nannten Bauaus führungen 


jedoch mindeſteenr˙ n 


„Jede geſonderte Rohbau⸗ oder Gebrauchsabnahme einzelner 


Bauarbeiten oder Bauteile, jede Wiederholung eines fruchtlos 
verlaufenen Rohbau⸗ oder Gebrauchsabnahmetermins ſowie 
jede ſonſtige beſondere BeſichtigFunaa 5 5 5 E 5 E 5 5 K 5 C 5 C 


Für die Beaufſichtigung einſchl. einmaliger Rohbau⸗ und 
einmaliger Gebrauchsabnahme der nach der Gewerbeordnung 
genehmigten Bauten (zu vgl. T. Nr. RRR 


. Verlängerung der Baugenehmigung, jedesmal 


Prüfung eines Vorentwurt . 


Die Gebühr wird, wenn die Ausführung im weſentlichen 
nach Maßgabe des Vorentwurfs erfolgt, zur Hälfte auf die 
Gebühren zu I angerechnet. 


„Beſcheide, durch die ein Baugeſuch abgelehnt wird ....... 


jedoch mindeſtecnns ss. 
und höchſteꝛen:::n:n:: 


2,50 


2,50 


die Gebühren 
wie zu A 


5 bis 100 


die Mindeſt⸗ 
gebühren zu I 


die Hälfte der Ge⸗ 
bühren zu I, 4 u. 5 
15 


die Mindeſt⸗ 
gebühren zu I 


die Hälfte der 
Gebühren zu I 
/ der K 


zu 
die Hälfte der 
Gebühren zu I 


La der Gebühren 
zu I, II, 1 4 u. 5 


100 
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(13) 7. Bearbeitung unvollſtändiger Bauvorlagen, die dem Antrag⸗ 
ſteller zur Ergänzung oder Anderung zurückgegeben werden 
müſſen n „ p p HRG TS 1 bis 50 


8. Auslagen (5 12 dieſer Gebührenordnung). 

a) Iſt ein Bauentwurf durch eine beſondere amtliche Prü⸗ 
fungsſtelle für ſtatiſche Berechnungen zu prüfen, ſo ſind 
neben den Gebühren nach dem Rauminhalt oder neben 
den Mindeſtgebühren zu! die für die Inanſpruchnahme der 
Prüfungsſtelle feſtgeſetzten Gebühren als beſondere bare 
Auslagen zu erheben. 

b) Auslagen, die durch Dienſtreiſen zwecks Beaufſichtigung 
der Bauten oder zwecks Rohbau⸗ oder Gebrauchsabnahme 
entſtehen, gelten als durch die Gebühren zu J und II, 3 
abgegolten. 


III. Berechnung der Gebühren. 


1. Der Rauminhalt der Gebäude wird durch Multiplikation der 
für die Bebauung in Ausſicht genommenen Grundfläche mit 
der Höhe — von der Kellerſohle oder, wo ein Keller nicht vor⸗ 
handen iſt, von dem Fußboden des Erdgeſchoſſes bis zur Ober⸗ 
kante des Hauptgeſimſes gemeſſen — feſtgeſtellt. 

Die oberhalb des Hauptgeſimſes liegenden Gebäudeteile von 
geringerer Bedeutung ſowie Balkone und Erker werden nicht 
berechnet. 

Bei Hofkellern und ſonſtigen ſelbſtändigen Kelleranlagen iſt 
die Höhe von der Kellerſohle bis zur Erdoberfläche maßgebend. 

Die über ein volles Hundert hinausgehenden Kubikmeter 
werden für ein volles Hundert gerechnet. 

2. Soweit die Bauſumme für die Berechnung der Gebühren zu⸗ 
grunde zu legen iſt, iſt die Baukoſtenſumme maßgebend, die 
zur Herſtellung des konſtruktiven, für die Rohbauabnahme 
maßgeblichen Bauzuſtandes des Bauwerkes notwendig iſt, 
und zwar nach den dann vorhandenen Maßen mit den allge⸗ 
mein gültigen Bauſtoffpreiſen und Löhnen. Die Beträge 
werden auf volle 1000 % nach oben abgerundet. 


IV. Ermäßigungen und Befreiungen. 


1. Beſteht der zu prüfende Bau aus gleichartigen Abſchnitten, 
für welche die völlig gleiche ſtatiſche Berechnung gelten ſoll, 
jo ſind die Gebühren zu I, 4 und 5 für die Prüfung des zweiten 
und jeden weiteren Abſchnitts auf je die Hälfte zu ermäßigen. 
Für nur gleichartige Deckenfelder, Stützenzüge oder Binder in 
demſelben Bauwerke ſind Ermäßigungen nicht zuläſſig. 

2. Beim gleichzeitigen Neubau einer Mehrzahl von Kleinhaus⸗ 
bauten nach dem gleichen Typ — ſogenannten Typenbauten 
— werden die Gebühren zu I, 2 für das zweite und jedes 
weitere Haus auf die Hälfte ermäßigt. 

3. Wird ein genehmigter Bau nicht ausgeführt, ſo wird auf An⸗ 
trag die Hälfte der Gebühren erſtattet, wenn der Bauſchein und 
die genehmigten Bauvorlagen der Baupolizeibehörde aus⸗ 
gehändigt werden. 

4. Gebührenfrei ſind: 

a) Bauzäune, Baubuden, Bauaborte, nicht abgebundene 
Baugerüſte, der Verputz, der Anſtrich (außer zu Reklame⸗ 
zwecken) und die Ausfugung von Gebäuden; 
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(13) b) Bauten, bei denen der Staat mit Patronatsbeiträgen, 


Gnadengeſchenken oder ſonſtigen baren Beihilfen (ab⸗ 
geſehen von Darlehen für Wohnungsbauten) beteiligt iſt. 
Anmerkung zu T. Nr. 13. Die Gebühren der nichtſtaatlichen 
Baupolizei bleiben der Regelung durch die Gemeinden uſw. (§ 6 

Abſ. 1 Kommunalabgabengeſ.) überlaſſen. f 

13a Bauſtoffe und Bauarten. 

a) Allgemeine Zulaſſung von Bauſt offen 20 bis 500 
b) Allgemeine Zulaſſung von Bauarten 50 bis 1500 


c) Nachtragszulaſſungen (Ergänzungen, Anderungen, Ausdeh⸗ 
nungen, Verkürzungen) zu a undd 


1/, bis ½ der vor⸗ 
ſtehenden Gebühren 


5 
15 


jedoch mindeſtens bei:. 
bend . leere 


Die durch die Prüfung der Brauchbarkeit und Zuverläſſigkeit der 
Bauſtoffe und Bauarten erwachſenden Koſten ſind als bare Aus⸗ 
lagen einzuziehen. 


14 [Beglaubigungen und andere Zeugniſſe, Beſcheinigungen, Aus⸗ 
weiſe u. ä. (bei Beglaubigungen auch neben der nach T. Nr. 1 
fälligen Gebühr „„ 

Die Gebühr kann bei Beglaubigungen, die mit geringer Mühe⸗ 
waltung verbunden ſind, ermäßigt werden auf: . aha ud 
und bei ſolchen, die mit größerer Mühewaltung verbunden ſind, 
erhöht werden bis aus 

Für einfache Zeugniſſe und Beſcheinigungen in Angelegenheiten 
von untergeordneter Bedeutung ermäßigt ſich die Gebühr auf 


Gebührenfrei ſind: 


a) Zeugniſſe über geleiſtete Arbeiten, den Beſuch von Bil⸗ 
dungsanſtalten, Schulzeugniſſe u. dgl.; 

p) Zeugniſſe, welche zum Nachweis der Berechtigung zum 
Genuß von Wohltaten, Stiftungen und anderen Bezügen 
für hilfsbedürftige Perſonen dienen ſollen oder welche 
wegen Zahlung von Wartegeldern, Penſionen, Unter⸗ 
ſtützungsgeldern, Krankengeldern, Beerdigungskoſten, 
Witwen⸗ und Waiſengeldern und ähnlichen Koſten und 
Geldern als Rechnungsbelege bei öffentlichen oder privaten 
Kaſſen und Anſtalten eingereicht werden müſſen; 

e) Totenſcheine, Beerdigungsſcheine. 


15 | Bergbauangelegenheiten. Sondergebühren. 


a) Abbauzeugniſſe. 
Zeugnis über vollſtändigen Abbau eines Kohlenfeldes oder 
des Feldes einer Salzabbaugerechtigkeit (§ 8 Abſ. 2 Gef. v. 
22. 2. 1869, G. S. S. 401; $ 9 Abs. 2 Geſ. v. 4. 8. 1904, G. S. 
CTTTFCCFFCCCCCC a 


b) Arbeitsordnung. 
Befreiung (ganz oder teilweiſe) vom Erlaß einer Arbeits⸗ 
ordnung ($ 80a Abſ. 5 A. B. G. 


e) Auskünfte in Berggerechtſamsangelegen heiten 


10 


10 
1 bis 100 
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(15) | d) Berggewerkſchaften. 
1. Beſtätigung des Statuts e Beſchluſſes) einer 


Gewerkſchaft (§ 94 Abſ. 2 A. B. Go ) 10 bis 100 
2. Beſtätigung eines ſtatutariſchen 5 A. B. G. a. a. O.) 5 bis 50 
3. Beſtätigung der Mobiliſierung von unbeweglichen Berg⸗ 

werksanteilen (55 235b Abſ. 1, 2352 A. B. G.) 10 bis 100 
4. 1 einer 1 e Kuxzahl (§ 235a Abſ. 2 100 
5, KR CH N H über Gewerkenladungen ($ 112 

Abi. 3, E 134. artikel. Bhleridan.ısd 3 
6. 5 1 5 7 einer Gewerkenverſammlung (55 122 Abſ. 3, 4; 

, ⁰⁰yʒ 10 
7. Leitung einer Gewerkenverſammlung durch die Berg⸗ 

behhrd end 8 50 
8. Aufforderung der Gewerkſchaft zur Beſtellung eines Re⸗ 

präſentanten oder Grubenvorſtandes ($ 127 Abſ. 1 A. B. G.) 20 
9. Beſtellung eines Repräſentanten und Feſtſetzung ſeiner 

Vergütung (8 127 Abs. 2 A. B. G. e mania 50 
10. Befreiung von der a zur Beſtellung eines Auf⸗ 

ſichtsratsges de BG ee eee eee 20 bis 100 
II G S des iian und Feſtſetzung ſeiner Ver⸗ 

gütung (5 1281 Abs. 2, 3 A. B. G... 100 


Zu 8 und 9. Dieſelben Sätze gelten auch für ſonſtige 
Fälle, in denen die Bergbehörde für die Beſtellung eines 
Repräſentanten zu ſorgen hat (vgl. insbeſondere 55 134, 
2116, 214d, 226, 240 A. B. G.; Artikel XV $ 6 Geſ. v 
8. 5. 1867, G. S. S. 601; 9 10 Geſ. v. 22. 2. 1869, G. S. 
S. 401; $ 2 Gel. v. 14. 7. 1895, G. S. S. 295; 52 Geſ. 
v. 6. 6. 1904, G. S. S. 105). 


e) mar heine juriſtiſcher Perſonen (Geſ. v. 23. 6. 1909, 
S. 619). 


115 Genehmigung zum Erwerb oder Betrieb von Bergwerks- 
eigentum in den Fällen der $$ 1, 3 a. a. O., ſofern es ſich 
nicht um eine im § 2 a. a. O. bezeichnete Gewerkſchaft 
handeln!!!! „ 4/10 v. H. des Wertes 
des Bergwerks⸗ 
eigentums uſw. 
mindeſtens . 2 Ra e eee neee 764 0 300 
2. Genehmigung zum Erwerb von Grundſtücken, Bergwerks⸗ 
eigentum uſw. oder zum Betrieb in den Fällen der 55 2, 3 
a. a. O. für die im § 2 a. a. O. bezeichneten Gewerkſchaften 2/10 v. H. des Wertes 
der Grundſtücke uſw. 


Mindeſten?z;:z:z:n A N 25 
1) Bergwerkseigentum. 


1. Präſentation der Mutung ($ 13 Abſ. 2 A. B. G.)) 


2. Zurückweiſung (Löſchung) der Mutung durch den Revier⸗ 
beamten oder IOU der 1. 2 infolge freiwilligen 


or 


Verzichts ($ 14 Abſ. 2, $ 18 Abſ. 2, 4, § 19a A. B. G.) 10 
3. Beſchluß des Obetbe gans über ee oder Beis 
der Verleihung (§ 31 Abſ. 1 A. B. G. 10 bis 100 


Die Perſon des Gebührenpflichtigen beſtimmt ſich gemäß 
§ 38 A. B. G. i 
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4. Ausfertigung der Verleihungsurkunde einſchl. der Beglau⸗ 
bigung des Situationsriſſes (55 30, 32 bis 34 A. B. G.) .. 
Bei geringerem Werte des Bergwerkseigentums kann die 
Gebühr ermäßigt werden bis aun. 


5. Aufhebung des Bergwerkseigentums (55 156 ff. A. B. G.) 


g) Betriebsanlagen, bergbauliche. 

Bergpolizeiliche Genehmigung oder betriebsplanmäßige Prü⸗ 
fung und Zulaſſung der Herſtellung einer weſentlichen Er⸗ 
weiterung oder ſonſtigen weſentlichen Anderung der Anlage ein⸗ 
ſchließlich der behördlichen Abnahme der fertiggeſtellten Anlage 


1. bei Grubenbahnen, Grubenanſchlußbahnen und Drahtſeil⸗ 
bahnen tun. 


bei Mitbeteiligung anderer als Bergbehörden 


mindeſtens in jedem Fallllccclcc . 


2. bei ſonſtigen Betriebsanlagen nach näherer Anweiſung des 
Miniſters für Handel und Gewerbbtr ea... 
Anmerkung: Für eine Entſcheidung des Oberbergamts 
gemäß $ 68 Abſ. 3 A. B. G. gilt nicht $ 8 dieſer Ge⸗ 
bührenordnung. 


h) Feldesteilung u. dgl. 

Beſtätigung der realen Teilung von Grubenfeldern, des Aus⸗ 
tauſches oder der Zulegung von Feldesteilen einſchl. der Aus⸗ 
fertigung der Beſtätigungs⸗(Berechtigungs⸗) Urkunden und der 
Beglaubigung der Riſſe (5 51 A. B. G., 55 2, 8 Gel. v. 22. 7. 
1922, CS. S. 20% , A 

Bei geringerem Werte der den Gegenſtand der Teilung, des 
Austauſches oder der Zulegung bildenden Feldesteile kann die 
Gebühr ermäßigt werden bis aun „ 


i) Hilfsbau. 
Entſcheidung CR 6 Verpflichtung zur Geſtattung eines 


k) Kalibergwerke in Hannover. 
Verleihung der Gewerkſchaftsfähigkeit (§ 2 Geſ. v. 30. 5. 1917, 
G. SS ll ( A 


D Konſolidation u. dgl. 


1. Beſtätigung der Konſolidation von Bergwerken oder der 
Vereinigung von Steinkohlenfeldern im Oberbergamts⸗ 
bezirk Dortmund einſchl. der Ausfertigung der Beſtäti⸗ 
gungs⸗ (Vereinigungs⸗) Urkunden und der Beglaubigung 
der Riſſe ($ 49 A. B. G., 55 2, 10 Geſ. v. 22. 4. 1922, 
Gd S A T R 

Bei geringerem Werte der vereinigten Bergwerksfelder 
kann die Gebühr ermäßigt werden bis aun 


2. Vereinigung eines geſtreckten Feldes mit dem es um⸗ 
ſchließenden Geviertfelde (§ 219 A. B. G] 


m) Markſcheider. 
Könz ens ec. 


1000 


100 
20 bis 100 


die Gebühren 
der T. Nr. 25 
zu al und 2 
das Doppelte der 
vorſtehenden Sätze 
10 


3 bis 1000 


20 bis 200 


100 
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Gegenſtand Gebühr 
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— — sell En 


n) Mineraliengewinnung, gemeinſchaftliche. 
Entſcheidung des Oberbergamts über die Notwendigkeit 
der gemeinſchaftlichen Gewinnung von Mineralien ($$ 55, 
56 A. B. G.), ſofern die Entſcheidung nicht in einem unter 


T. Nr. 15 f3 fallenden Beſchluſſe getroffen wird 50 
o) Mutungsüberſichtskarte, Situationsriſſe. E 
Geſtattung per Einficht (55 20 Abſ. 2, 27 A. B. G.) 1 


p) Phosphorhaltige Mineralien und Geſteine. 


J. Erteilung von Befugniſſen gemäß § 1 Geſ. v. 9. 1. 1923 
G / d T 50 bis 500 


2. Ernennung der Schiedsgerichtsmitglieder (5 2 Abſ. 2 a. a. O.) 30 


3. Entſcheidungen des Oberbergamts über Streitigkeiten der 
Beteiligten einſchl. Beſitzeinweiſung (8 3 Abſ. 1 a. a. O.) 20 bis 200 


4. Vorläufige Anordnungen gemäß § 3 Abſ. 3 a. a. O.. 10 bis 100 


q) Schadenserſatzanſpruch des Bergbautreibenden gegenüber dem 
Unternehmer einer öffentlichen Verkehrsanſtalt, Beſchluß des 


Oberbergamts (8 154 Ab. A. B. G.)) 1 v. H. des vom 
Oberbergamt 
feſtgeſetzten Betrags 
e essen 20 


r) Schürfangelegenheiten. 


J. Ermächtigung zum Schürfen nach den gemäß 55 2 Abſ. 1,2a 
A. B. G. dem Staate vorbehaltenen Mineralien ($ 3 
A. B. G.) und Genehmigung von Schürfverträgen gemäß 


/ 50 bis 500 
2. Ermächtigung zu Schürf⸗ oder Verſuchsarbeiten auf frem⸗ 
den Grundſtücken (§8 8 Abſ. 1, 21 A. B. G.)) 20 bis 200 
3. Feſtſetzung von Entſchädigungen und Kautionen (55 8 Abſ. 3, 
r J 10 v. H. des vom 
Oberbergamt 
feſtgeſetzten Betrags 
Ride! 88 20 
s) Seilfahrt. E 
1. Genehmigung der Geilfahrt für Hauptſchächte und ihnen 
nach dem Zwecke gleichzuſtellende große Blindſchächte. ... 10 bis 200 
Stapelſchächte und andere Blindſchächte 5 bis 100 
Nebenförderungen (in Hauptſchächten nn. 3 bis 50 
2. Genehmigung von Anderungen und Erweiterungen der 
Seilfahrt ſowie der Seilfahrt einrichtungen die Hälfte der 


Gebühren zu 1 


t) Sprengſtoffe (ſ. auch T. Nr. 74). l 
1. Aufnahme in die Liſte der Bergbauſprengſtoffe (5 2 Pol. V. O. 1 
v. 25. 1. 1923 über den Vertrieb von Sprengſtoffen an den 
e ED HIS race TIS GR 6 bis 400 


Gebührenfrei bleibt die Zulaſſung feſter Sprengſtoffe 
durch die Oberbergämter zur Verwendung in den der Auf- 
ſicht der Bergbehörden unterſtehenden Betrieben. 


2. Genehmigung von Ausnahmen gemäß § 26 a. a. O. 6 bis 400 
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(15) 3. Zulaſſung von Zündmitteln und Sprengkapſeln durch die 
Oberbergämteeerrrrr.õ...f nn une 


4. Zulaſſung von Sprengſtoffen zum Schießen mit flüſſiger 
Luft durch die Oberbergämte nnn 


u) Umwandlung von geſtreckten Feldern in Geviertfelder (55 215ff. 
A. B. G.). Die Gebühren zu k und o gelten entſprechend. 


v) Vermeſſung, Verlochſteinung. 
Leitung der amtlichen Vermeſſung und Verlochſteinung durch 
den Revierbeamten (§ 39 A. B. G) n 


16 | Beſchlußverfahren (55 115 ff. des Gel. über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung v. 30. 7. 1883, G. S. S. 195). 


a) Waſſerrechtliche Angelegenheiten. 


1. Entſcheidungen auf Grund des Waſſergeſetzes vom 7. 4. 1913 
(G. S. S. 53) $$ 63 (Vorarbeiten), 64 (Verleihung), 89 
(Ausgleichung), 93 Abſ. 2 und 3 (Waſſerſtandfeſtſetzung), 
97 Abſ. 5, 99 Abſ. 2 Satz 3, 103, 148, 149 Abſ. 2, 168, 171, 
174 Abſ. 4 (Ausbau), 203, 273 Abſ. 2, 287 (Bauten im Über⸗ 
ſchwemmungsgebiet), 330 bis 334, 336, 338, 339, 340, 341 
(Zwangsrechte· . 


2710 0 
des 

10 v 

des 


auf Grund von 8 86 (Sicherſtellung —— 


auf Grund der $$ 183 bis 189, 192 Abj. 2 a. a. 
$ 11 des Fiſchereigeſ. v. 11. 5. 1916 (G. S. S. 
Waſſerbucheintragunge n 608 

es 
mindeſtens jedoch in allen Fällen zt er ren: 
Bei Angelegenheiten, die mit beſonderer Mühewaltung 
verbunden ſind, kann die Gebühr bis auf das Doppelte 
erhöht werden. 


2. Der Wert des Gegenſtandes iſt von der Beſchlußbehörde 
feſtzuſetzen und auf volle 1000 „%% nach unten abzurunden. 


3. Die Koſtenvorſchriften der 55 75, 84 bis 86, 90, 103 Abſ. 3, 
168 Abſ. 3, 195 Satz 2, 203 Abſ. 2, 272, 297, 340 Abſ. 5 
Waſſergeſ. bleiben aufrechterhalten. Die Gebühr wird von 
demjenigen erhoben, der nach den vorſtehend aufgeführten 
Vorſchriften des Waſſergeſetzes koſtenpflichtig iſt. Im 
übrigen iſt Schuldner der Gebühren der Antragſteller oder 
derjenige, in deſſen Intereſſe der Beſchluß ergeht. Mehrere 
Beteiligte haften als Geſamtſchuldner, ſofern nicht ihre An⸗ 
teile an der Koſtenſchuld im Beſchluß feſtgeſetzt ſind. 

4. Die Koſtenfreiheit des § 195 Satz 1 Waſſergeſ. wird auf⸗ 
gehoben. 


b) Sonſtige Genehmigungen, Erlaubniserteilungen, Ausnahme⸗ 
bewilligungen und ähnliche Entſcheidungen, auch wenn ſie unter 
einer Bedingung oder Auflage oder befriſtet erfolgen, 

bei dem Kreisausſchuß und den ihm gleichſtehenden Behörden 
(84 Landesverwaltungsgeſ.· V7 


bei dem Bezirksausſchuſſe, Provinzialrate, Verbandsrat und 
Verbandsausſchuſſe des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk 


3 bis 150 


3 bis 50 


. 9. des Wertes 


Gegenſtandes 


. 9. des Wertes 


ſicherzuſtellen⸗ 


den Rechtes 


. 9. des Wertes 


Gegenſtandes 
10 


1 bis 50 


2 bis 100 


Preuß. Geſetzſammlung 1934. Nr. 25. ausgegeben am 25. 5 


Gegenſtand 


34. 


Gebühr 
RM 


Te. aa 


eh e) Andere Enticheivungeneeee nn Rn 
Zu o) Aus Billigkeitsgründen kann von der Gebührenerhebung 
abgeſehen werden. 
17 [Betriebsabbruch, Betriebsſtillegung. 


a) Genehmigung von Betriebsabbrüchen oder Betriebsſtillegungen 
vor Ablauf der Sperrfriſt und der damit in Verbindung ſtehenden 
Entlaſſungen 

b) Genehmigung einer die ordnungsmäßige Führung des Betriebs 
beeinträchtigenden Veränderung der Sach- oder Rechtslage 
innerhalb der Sperrfriſt 

o) Enteignung oder Übertragung des Eigentums zugunſten einer 
dritten Perſon 

Gebührenpflichtig iſt die dritte Perſon, auf welche die Über⸗ 
tragung erfolgt. 


LG LET 0 TAE EBO RR RE ATS LR ( 1 AM eg 


LLL L U O L TTL S TE 


CRL L UTS R ALEK TONT TEL LS 


18 Beurkundungen von Grundſtücksveräußerungen (einjchl. Verſteige⸗ 
rungen) gemäß Artikel 12 8 2 A. G. B. G. B. ſowie Urkunden über 
die Abtretung von Aneignungsrechten aus § 928 Abſ. 2 B. G. B., 
ſofern ſie nicht zur Erlangung der Rechtswirkſamkeit der Ge⸗ 
nehmigung oder des Beitritts einer Behörde bedürfen und dieſe 
Genehmigung nicht erteilt wird 


mindeſtens 
Das Entſprechende gilt für das Erbbaurecht; beſteht die Gegen⸗ 
leiſtung in einem Erbbauzinſe, jo finden die Vorſchriften des 8 6 
Abſ. 9 bis 12 des Stempelſteuergeſ. entſprechende Anwendung. 
Bezirksſchornſteinfeger. 
a) Anſtellung (839 Gew. B)). a an 
b) Zulaſſung eines Vertreters: vgl. T. Nr. 30 Im. 


Bierdruckvorrichtungen. 
a) Erlaubnis zur Benutzung 
1. für 1 bis 2 Zapfhähne 
2. für 3 und mehr Zapfhähne 
b) Anerkennung von Kontrollvorrichtungen 


„)) Gewährung von Ausnahmen von den Vorſchriften über die Er- 
richtung und den Betrieb von Bierdruckvorrichtungen 


Kees CET R 1 R T6 RL 6 C 6L 8 TRI gR TAL eee e ese ee e ererete o 


19 


20 


„eee , % . f ́U:Q 0 R 5 
‚G— wf „„ „„ „„ „„. 


‚G— x36 e ee 


er ne. 


21 | Bilanzen, 


Befreiung von der Pflicht oder Verlängerung der] Friſt zur Auf⸗ 
ſtellung der Bilanz und Abhaltung der ordentlichen Generalver⸗ 
ſammlung 


C / / . 


die Gebühren 
wie zu b) 


2 bis 100 


2 bis 100 


2 bis 100 


1/0 v. H. des Kauf⸗ 
preijes (einſchl. des 
Wertes der ausbe⸗ 
dungenen Leiſtun⸗ 
gen und vorbehal⸗ 
tenen Nutzungen) 
oder des Grund- 
ſtückswerts, falls 
ein Kaufpreis nicht 
in Frage kommt 
oder dieſer geringer 
iſt als der Grund⸗ 
ſtückswert 
2 


2 


10 bis 100 


20 bis 100 
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22 Buchmacher, Totaliſatoren. 
a) Zulaſſung eines Buchmacherer .. 5 100 
b) Zulaſſung eines Buchmachergehilfen xS S Se K C K K E K KE 50 
c) Abänderung der Zulaſſungsurkunden bezüglich der Wohnung 
oder der Geſchäftsräume des Inhaberꝶ .. 10 
d) Neuausfertigung einer Zulaſſungsurkunde innerhalb des Zeit⸗ 
raums, auf den ſich die Erlaubnis erſtreckt, 
ir Büchmache rüden ein ereternege 50 
2. für Buchmachergehilfenurkun den 25 
e) Erlaubnis zur Betätigung des Buchmachers auf einer außerhalb 
ſeines Zulaſſungsbezirkes belegenen Rennbaanunu gg 25 
f) Genehmigung von Totaliſatoreee nn. 10 bis 80 
23 Dampffäſſer. 
Gewährung von Ausnahmen von den Vorſchriften über die Ein⸗ 
richtung und den Betrieb von Dampffäſſern 
a) für einzelne Dampfdruckgefäggſſ E T 2 bis 100 
b) für ganze Gattungen von Dampfdruckgefägen 6 bis 400 
24 Dampfkeſſel (ſ. auch T. Nr. 2 und 50). 
Bewilligung von Ausnahmen von den allgemeinen polizeilichen 
Vorſchriften 
e HT T 3 bis 150 
e 0... 2.004. nennen. 6 bis 400 
25 | Eifenbahnen, 
a) Genehmigung zur Herftellung und zum Betrieb ſowie zu weſent⸗ 
lichen Erweiterungen oder ſonſtigen weſentlichen Anderungen 
der Anlage 
1. einer Eiſenbahnunternehmung (55 1, 5, 14 Geſ. v. 3. 11. 
1838, G. S. S. 506), 
2. einer Kleinbahn (55 2, 3 Geſ. v. 28. 7. 1892, G. S. S. 225). 
Zu 1 und 2 
für die erſten 2000000 %%, des Anlage- und Betriebs⸗ 
kapitals oder der Koſten der Erweiterung oder Ande— 
tung der Anlage TT ae 1/0 v. H. 
für die weiteren 3000000 (ᷣůj))) .. tlan v. H. 
für die weiteren 5000000 % / v. H. 
für die weiteren Beträge ½0 v. H. 
in allen Fällen mindeſ tens 20 


3. einer Privatanſchlußbahn (55 43, 44 a. a. O.)) 


mindeſte :: L 


p) Feſtſtellung des Planes von Kleinbahnen und Privatanſchluß⸗ 
bahnen (58 17, 18, 47 a. a. O. RII. N E. 


Neben⸗ und Schutzanlagen (55 1, 5, 14 Geſ. v. 3. 11. 1838, 
S S /r 8 

d) Gebührenfrei ſind die Entſcheidungen über Fahrpläne, die ohne 
Antrag der Kleinbahnverwaltungen zu treffenden Entſcheidungen 
über Beförderungspreiſe (§ 14 Geſ. v. 28. 7. 1892, G. S. S. 225) 
ſowie die Entſcheidungen über Rücklagefonds (Ausf. Anw. zu 
§ 11 a. a. O.). 


das Doppelte der 
Gebühren zu 1 u. 2 
10 


10 bis 300 


10 bis 300 


Preuß. Geſetzſammlung 1934. Nr. 25, ausgegeben am 25. 5. 34. 279 


SG Gegenſtand Gebühr 
5 RM 


26 | Enteignung, Zwangsgrundabtretung. 
a) Verleihung des Enteignungsrechts. 
1. Entziehung des Grundeigentums 


aa) unter Bezeichnung der zu enteignenden Grundſtücke ¼ v. H. des Wertes 
des zu enteignenden 


Grundſtücks 
mindeſte ss er 30 
bb) ohne Bezeichnung des zu enteignenden Grundſtücks 
(ollgemeine, Verlhung g 30 bis 1000 
2. Beſchränkung des Grundeigentums, Entziehung und Be⸗ 
ſchränkung der Rechte am Grundeigentum 20 bis 300 
b) Anordnung des vereinfachten Enteignungs verfahrens 2 bis 100 


e) Ermächtigung zur Vornahme von vorbereitenden Handlungen 20 bis 300 
d) Feſtſtellung des Planes und die vorläufige Einweiſung in den 


Beſitz der Gründſtürftf k  TT 10 bis 300 
8) Feſtſtellung der Entſchädigun sg 8 2/10 v. H. der feſtge⸗ 
ſtellten Entſchädi⸗ 
gung 
e ESD E, 6 p TT eT TH S denii 10 
TI GTGT] gd 3 5 bis 20 
g) Grundabtretungsbeſchlüſſe gemäß § 144 A. B. Ww. wie zu e 
üer 8 10 


Bei Feſtſetzung einer jährlichen Nutzungsentſchädigung iſt der 
Gebührenberechnung der Geſamtbetrag, höchſtens jedoch der zwölf⸗ 
einhalbfache Jahresbetrag der Entſchädigung, zugrunde zu legen. 

27 Geſtrichen 
28 [Fiſchereiſcheine und Erlaubnisſcheine zum Fiſchfang. 
) Fiſchereiſcheine . gu nnn end aa 

Fiche ſcheine für Ausländer: 10 

Für deutſchſtämmige Perſonen, die durch Gebietsabtretungen 
die Reichsangehörigkeit verloren haben, kann der Regierungs⸗ 
präſident die Gebühr bis auf den Satz für Inländer ermäßigen. 

b) Beglaubigung von Erlaubnisſcheinen zum Fiſchfang (5 98 Abſ. 8 


e 


des Fiſcheteige ff 8 1 
c) Doppelausfertigungen der Scheine zu a undd die Gebühr 
zu a und b 


28a | Flüſſigkeiten, brennbare. 
[a) Erlaubnis zur Lagerung durch die Ortspolizeibehörden oder 


Bergrevierbeamt-e nn IH 15 bis 60 
b) Genehmigung von Ausnahmen von den Vorſchriften über den 
Verkehr mit brennbaren Flüſſigkeiten 10 bis 60 


o) Allgemeine Anerkennung 
1. beſtimmter Bauarten von Lagerungsanlagen, Zapfſtändern 
und Straßentankwagen als ſolche, die den Bedingungen 
der Pol. V. O. und der Grundſätze für Wegfall der Schutz⸗ 
eien genugen H T Ea RET 30 100 bis 150 
2. von Einzelheiten an Lagerungsanlagen, Zapfſtändern, 
Straßentankwagen und von Lampen für Lager von brenn⸗ 
ieee age 20 bis 100 
3. Iſt die Bauart der Lagerungsanlage (und des Zapfſtänders) 
bereits allgemein anerkannt, ſo ſind grundſätzlich die Mindeſt⸗ 
gebühren zu erheben, höhere nur dann, wenn die Prüfung 
ein beſonderes Maß von Arbeit und Koſten erfordert. 
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29 [Gaſe, verflüſſigte und verdichtete. 
a) Anerkennung der Zuverläſſigkeit poröſer Maſſen für Behälter 
für gelöſtes Azetyleõennmnmnss nenne 
p) Gewährung von Ausnahmen von den Vorſchriften über den 
Verkehr mit verflüſſigten und verdichteten Gaſen 
1. in einzelnen Fällennn ER EEE 
2. allgemeiner Ar. 


30 [Genehmigungen, Erlaubniserteilungen, Konzeſſionen uſw. (ſ. auch 
T. Nr. 16 b). 
I. in folgenden Angelegenheiten (gewerblicher Art): 

a) zum ambulanten Gewerbebetrieb am Wohnort (§ 42 b 
enn 88 
zur Ausübung an Sonn- und Feſttagen ($ 55a a. a. Rt 

b) zum Ausſchank geiftiger Getränke (55 42a, 67 Abſ. 2 a. a. O.) 

o) zum Druckſchriftenvertrieb uſw. an öffentlichen Orten 
(Legitimationsſcheine § 43 a. a. O. 

d) 1. zum Betrieb einer Gaſtwirtſchaft, Schankwirtſchaft oder 

eines Kleinhandels mit Branntwein ($ 1 Gaſtſtättengeſ. 
v. 28. 4. 1930, R. G. Bl. 1 S. 146yöyůrõã ).. „% 


mindeſtens jedooggo e 

Der Wert des Betriebsvermögens iſt der Einheitswert 

des gewerblichen Betriebs zuzüglich des Wertes der ge⸗ 

mieteten und gepachteten Gegenſtände; dieſer Wert iſt 
das 12½ fache des Jahresmiet⸗ oder ⸗pachtzinſes. 

2. Bewilligung von Friſtverlängerungen und Friſtungen 

( 4 a, a. S. T 


3. Stellvertretungserlaubnis (§ 6 a. a. O.— 0... 


4. vorläufige Zulaſſung bei Übernahme eines beſtehenden 
eie e can onen a ee 


mindeſtens jedoch .....----er-eene nenne nennenen 
höchſten ??? minen 


5. vorübergehende Erlaubnis bei vorübergehendem Be⸗ 

dürfniſſe (§ 8 a. a. O.t( .. 

e) zu Luſtbarkeiten, ſoweit keine andere Gebühr vorgeſchrieben 

iſt (Ring⸗ und Boxkämpfe, Radrennen, Ausſtellungen, 

Baſare, Koſtümfeſte u. dgl.), Beſcheinigungen, daß keine 

polizeilichen Bedenken gegen die Abhaltung und Veran⸗ 

ſtaltung in öffentlichen Verſammlungsräumen beſtehen . 

In Angelegenheiten von untergeordneter Bedeutung 

kann die Gebühr ermäßigt werden bis auf ...........- 

Erlaubnis zu einer Zuverläſſigkeitsfahrt oder ähnlichen 
Veranſtaltung mit Fahrrädern: 

durch die Ortspolizeiverwaltuneee nnn. 

„ „ Regierungspräſidentetetet nnn. 

„ „ Oberpräſidente ns. 

„ den Miniſt᷑eeeuM%%ꝛpę 9 S HT 


34. 


6 bis 400 


2 bis 100 
6 bis 400 


3 bis 
1 bis 
5 bis 


2 bis 


½0 v. H. vom Werte 
des Betriebs⸗ 


vermögens 
0 


1 


1/, der vor⸗ 
ſtehenden Gebühr 


die Hälfte der vor⸗ 
ſtehenden Gebühren 


die vorſtehenden 


Gebühren 


il 
100 


1 bis 100 


5 bis 500 


10 
20 
30 
50 
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9 Gegenſtand Gebühr 
— — 2’... — — — — 
(30) t) zu Muſikaufführungen, Schauſtellungen uſw. (88 33 b, 60a 
i. Verb, m DB BIER ARD er mer ne 5 bis 50 
In Angelegenheiten von untergeordneter Bedeutung 
kann die Gebühr ermäßigt werden bis aun. 0,50 


8) zum Betrieb von Gewerben, die dem öffentlichen Perſonen⸗ 
und Güterverkehr innerhalb der Orte durch Wagen uſw. 
dienen (F 37 a. a. S)) ie nen aa a a: 

h) zum Betrieb des Pfandleih⸗, Pfandvermittler⸗, Gejinde- 
vermieter⸗ und Stellenvermittlergeſchäfts (§ 34 Gew. O. 
und d. Stellenvermittlergeſ. v. 2. 6. 1910, R. G. Bl. S. 860) 20 bis 500 

Beſtätigung (Abſtempelung) der Geſchäftsbücher und 


— 


bis 100 


Gehühtentariſf ee 3 
i) zum Betrieb des Gewerbes als Schauſpielunternehmer 
(8. % Gen, , A ne 20 bis 500 
Bewilligung von Friſtverlängerungen und Friſtungen !/, der ee 
ebühr 


k) zur gewerbsmäßigen öffentlichen Veranſtaltung von Sing⸗ 
ſpielen, Gejangs- und deklamatoriſchen Vorträgen, Schau⸗ 
ſtellungen von Perſonen oder theatraliſchen Vorſtellungen 

) 


(SEO A 20 bis 500 
für einmalige Vorführungen ſolcher Arte 5 bis 200 
1) zur Aufſtellung mechaniſch betriebener Spiele und Spiel⸗ 
einrichtungen, die die Möglichkeit eines Gewinns bieten 
($ 33d Abſ. 1 Gew. O. in der Faſſung des Gef. v. 18. 12. 
193% OB RT D E 50 bis 100 
m) zur Stellvertretung für konzeſſionierte oder angeſtellte Per⸗ 
ſonek (. . )) 3 bis 50 
n) zum regelmäßigen Tanzhalten (§ 330 a. a. O. 50 bis 500 
E zu einer Tanzveranſtaltung (Tanzerlaubnis) z 5 bis 50 
o) zur Wiederaufnahme eines unterſagten Gewerbebetriebs 
; 004. BETT 0 90T TET 10 bis 100 
p) zum Betrieb des Bewachungsgewerbes ($ 34a a. a. O.) 20 bis 500 
II. Sonſtige Genehmigungen, Erlaubniserteilungen, Ausnahme⸗ 
bewilligungen (auch gewerblicher Art) und andere zum unmittel⸗ 
baren Nutzen der Beteiligten vorgenommene Amtshandlungen, 
ſoweit keine andere Gebühr vorgeſchrieben iſt, 
bei den unteren Behörden (Ortsbehörden 1 bis 50 
„ hl Mittelbehörden gn RT 2 bis 100 
„ „ oberſten Behörden (Zentralbehörden 3 bis 150 
Zu II. Aus Billigkeitsgründen kann von der Gebühren⸗ 
erhebung abgeſehen werden. 
Die Erteilung der Sprecherlaubnis für Polizeigefängniſſe und 
Strafanſtalten iſt gebührenfrei. 
31 [Genoſſenſchaftsverbände. 
Verleihung des Rechtes zur Beſtellung von Reviſoren 10 bis 150 


32 [Geſchäftsbücher (ſ. auch T. Nr. 30 Ih). 


Abſtempelung der Geſchäftsbücher der Verſteigerer, Immobilien⸗ 
makler, Trödler, Beſorger fremder Rechtsangelegenheiten, Händ⸗ 
ler mit unedlen Metallen (§ 38 Abſ. 3 Gew. O., § 6 Geſ. v. 23. 7. 
1926, e e T T e eee 2 bis 5 
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Tide. 7 
| Gegenſtand Gebühr 


Nr. EM 
EL nn 
33 Getränke, kohlenſaure. 


Zulaſſung von Ausnahmen von den Vorſchriften über die Her⸗ 
ſtellung kohlenſaurer Getränke und den Verkehr mit ſolchen Ge⸗ 


tränkbe nnn 8 2 bis 100 
34 | Gift. 
a) Erlaubnisſchein zum Erwerb von Gift 0,50 
p) Genehmigung zur Verwendung hochgiftiger Stoffe zur Schäd⸗ 
lingsbekämpfunnnnn ggg 25 
o) Genehmigung zur ſelbſttätigen Teilnahme Angeſtellter gewerb⸗ 
licher Entweſungsbetriebe an Ausgaſunge n 3 
d) Genehmigung zum Handel mit Gift 10 bis 50 
e) Erlaubnis zum Vertrieb von giftigen Pflanzenſchutzmittelnn .. 10 bis 50 
) Erlaubnisſchein zum Erwerb von giftigen Pflanzenſchutzmitteln 0,50 


35 Grenzüberwachung (ärztliche Unterſuchung, Impfung und Sanie⸗ 
rung an den Grenzübergängen). 
a) Unterſuchung 
auf dem Bahnhof 
tar Zuggnhn e ns a Vene re 
in der Wohnung des Arztes KRE K n.F 
außerhalb der Wohnung des Arztes 
b) Pockenſchutzimpfunnn SS S K K K 5 K K e K C KE EEE E E 
o) Sanierung (Entlaufung) 7. 
Für das erſte und zweite Familienmitglied find die vollen, für 
alle weiteren Familienmitglieder die halben Gebührenſätze zu 
entrichten. 


36 | Grunderwerb (j. auch T. Nr. 15e, 46a und 47 d). 
Genehmigung eines nach $ 1 der Bekanntmachung über den Ver⸗ 
kehr mit landwirtſchaftlichen Grundſtücken vom 15. 3. 1918 
(R. G. Bl. S. 123) genehmigungspflichtigen Rechtsgeſchäfts .... 1/,, v. H. des Wertes 
des Grundſtücks 


Rinde E Spratet 10 
Aus Billigkeitsgründen kann die Mindeſtgebühr bis auf 5 RM 
ermäßigt werden. 


GA Kad — mem 


37 | Handelserlaubnis. 
Abweiſende Entſcheidung über Rechtsmittel wegen Unterſagung 
des Handels oder Schließung von Geſchäftsräumen, Erlaubnis zur 
Wiederaufnahme eines unterſagten Handelsbetriebs und Auf⸗ 
hebung der Schließung von Geſchäfts räumen 10 bis 50 


38 | Handwerksbetriebe. 

a) Wiedereinräumung der Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen 

(5 126a letzter Abſatz Gew. O.)ü ;: 3 bis 20 
b) Verleihung der Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen (Art. II 

Abſ. 1 Geſ. v. 30. 5. 1908, R. G. Bl. S. 356; 5 129 Abſ. 2, 

5.1298 bf Ge 8 3 bis 10 
o) Anerkennung oder Privilegierung von Lehrwerkſtätten oder ſon⸗ 

ſtigen gewerblichen Unterrichtsanſtalten (§ 129 Abſ. 5, 6; 5 131 

Abſ. 2; § 133 Ab. 10 d. a. O. 00.k 10 bis 50 
d) Abweiſende Entſcheidung über Beſchwerden wegen Zulaſſung 

zur Meiſterprüfung (§ 133 Abſ. 4 a. a. O.nUUUmm E 3 bis 10 
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Ofde. 


Nr. Gegenſtand 


Gebühr 
RM 


— — nn Jj]j]kLkLkkmmmm tt nn 


39 Handwerkskammern. 
Abweiſende Entſcheidungen (55 103c, 103n Gew. O.) 


40 Hebammenweſen. 
a) Prüfungszeugnii ss 8 
b) Zulaſſung zur Prüfung ohne Ausbildung an einer preußiſchen 
Hebammenlehranſtalk!k!kk 
o) Anerkennung als Hebamme ohne Ablegung der vorgeſchriebenen 
PrüfungAafssd 8 


41 Homöopathiſche Arzte. 
Genehmigung zum Selbſtdispenſieren der nach homöopathiſchen 
Grundſätzen zubereiteten Arzneien 
42 Hypotheken, Grundſchulden, Schiffspfandrechte in ausländiſcher 
Währung. 
Genehmigung 
a) zur Eintragung von Hypotheken (Grundſchulden) und von 
Vormerkungen auf eine derartige Eintragung. 


Rides ee 


43 | Hypothekeninſtitute, private (Hypothekenaktienbanken, Hypotheken⸗ 
vereine u. dergl. 
Genehmigung 

a) zur Ausübung des Geſchäftsbetriebs oder deren Herbeifüh⸗ 


rung beim Reichsrate (§ 1 Abſ. 1 u. 2 Hypothekenbankgeſ. 
03.196735 1899, R. G Bl. S ))) ar 
b) zur Anderung der Satzung oder deren Herbeiführung beim 
Reichsrate (J 1 Abſ. Ja. MID) RE. ae 5 
e) der Anweiſungen über die Wertermittlung von Grund⸗ 
ſtücken (§ 13 daD.) e 


d) der Grundſätze der Bedingungen für die hypothekariſchen 
Darlehen (§ 15 a. a. S ũ TD 


44 Jagdangelegenheiten. 
a) Jagdſcheine. 

. Jahreszagdſche e SEREDE PIE 
,,, e T 
// ow 

e ee nee ae een 

4. Jahresjagdſcheine für Perſonen, welche weder die deutſche 
Staatsangehörigkeit beſitzen noch in Preußen einen Wohn⸗ 

ſitz oder einen Grundbeſitz mit einem Grundſteuerreinertrage 
CC A R 


3 bis 10 


flan v. H. des einzu⸗ 
tragenden Betrags 
5 


die Hälfte der 
Gebühr zu a 
3 


lau v. H. des einzu⸗ 
tragenden Betrags 
3 


die Hälfte der 
Gebühr zu ec 
3 


300 bis 1000 
20 bis 300 
20 bis 100 


20 bis 100 


— SS) 
d ww G GC 


200 
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Tide. 85 
Nr. egenſtand 


(44) 5. Tagesjagdſchein für ſolche Perſonennnndnd 
Zu 4 und 5: 
Nach näherer Anweiſung des Minifterpräfidenten kann 
die Gebühr bis auf den Satz für Inländer ermäßigt 
werden. ER aan ee 
6. Jede Doppelausfertigung eines Jagdiheind ..........- 
7. Gebührenfrei ſind Jagdſcheine für die auf Grund des $ 23 
des Forſtdiebſtahlgeſetzes vom 15. April 1878 (Geſetzſamml. 
S. 222) beeidigten ſowie diejenigen Perſonen, welche ſich 
in der für den Staatsforſtdienſt vorgeſchriebenen Ausbildung 
befinden. 
b) Kontrolle des Vertriebs von Wild aus Kühlhäuſern. 
Grundgebühr als Entſchädigung für jedes auf Antrag erfol⸗ 
gende Erſcheinen eines Beauftragten der Polizei in einem 
Kühlhguſe während eines Tages 
Dazu tritt eine Stückgebühr für 
1. Anbringung einer Ohrmar re 
2 Abingung ener Pom 8 
Die Stückgebühr erhöht ſich um 0,05.2M, falls der Kühlhaus⸗ 
inhaber dem Beauftragten der Polizei keine Arbeitskräfte zur 
Verfügung ſtellt. 
Der Stückgebühr ſind außerdem die Selbſtkoſten für die Ohr⸗ 
marken und Plomben zuzuſchlagen. S, E 
e) Befriſtete Beſcheinigungen und Beglaubigungen von Urſprungs⸗ 
ſcheinen 
1. für Elch⸗, Schwarz⸗, Rot⸗ und Dam wild 
SENT. Rehwid 8 
üs alls eigen indess 8 


d) Abſtempelung der Wildhandelsbüche nns 


45 Inhaberſchuldverſchreibungen und ⸗Grundſchuldbriefe. 

a) Genehmigung oder Zuſtimmung zur Inverkehrſetzung gemäß 
$$ 795, 1195 B. G. B. für jede angefangenen 100 000 %% des 
Nennwert???? 8 

Rindeſten ?? aTe IT E: 

b) Die Gebühr ermäßigt ſich, wenn neben ihr die Gebühr der 

T. Nr. 42a (Hypotheken uſw.) fällig wird, aun 


wenn die Genehmigung oder Zuſtimmung für ſolche Grund⸗ 
kreditanſtalten erteilt wird, denen bisher die Berechtigung 
zur Inverkehrſetzung allgemein zuſtand, auunhn S e > e > < 


e) Gebührenfrei iſt die Genehmigung oder Zuſtimmung für Ge⸗ 
meinden und Gemeindeverbände und ſonſtige Körperſchaften 
des öffentlichen Rechtes, ſoweit nicht die Anleihen für den Be⸗ 
trieb gewerbsmäßiger Veranſtaltungen aufgenommen werden. 


46 Ae Zwangsinnungen, Innungsausſchüſſe, Innungsver⸗ 
bände. 

a) Genehmigung zum Erwerb, zur Veräußerung oder zur ding⸗ 
lichen Belaſtung von Grundeigentum, ſowie von Anleihen der 
en und Zwangsinnungen (55 89b Ziffer 1, 2; 100c 
Get ) ee TERN 


200 


U, der Gebühr 
zu a 


/ der Gebühr 
zu a 


5 bis 50 
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Gegenſtand 1 Gebühr 


(46) | b) Abweiſende Entſcheidungen in Angelegenheiten der Innungen, 
Zwangsinnungen, Innungsausſchüſſe und Innungsverbände 
(58 89 Abſ. 4, 926, 94a Abſ. 2, 94 b, 940, 96, 100h, 101 Abi. 4, 
104k RD.) , / 3 bis 5 
o) Abweiſende Entſcheidungen über Beſchwerden, betr. die Errich⸗ 
tung, die Anderung des Bezirkes oder die Zuſammenſetzung 
einer Zwangsinnung (55 100, 100 b Abſ. 3, 100 u a. a. S 3 bis 20 
d) Genehmigung von Statuten und Statutenänderungen eines, 
Innungsausſchuſſes oder eines Innungsverbandes und Abwei⸗ 
ſung von Beſchwerden über deren Verſagung (55 101 Abſ. 2, 


e ee 5 bis 150 
e) Beilegung der Rechtsfähigkeit an einen Innungsausſchuß (5 101 
Abſe s a h Ba re 10 bis 50 


f) Die beſonderen baren Auslagen ($ 12 dieſer Gebührenordnung), 
die im Zuſammenhang mit der Errichtung, Ausdehnung, Ver⸗ 
änderung, Schließung oder Auflöſung einer Innung entſtehen, 
ſind von dieſer zu erſtatten. 


47 | Suriftiiche Perſonen (ſ. auch T. Nr. 15e). 
a) Verleihung der Rechtsfähigkeit an einen Verein, Genehmigung 


zur Anderung der Satzung und zur Auflöſung eines Vereins 3 bis 100 
b) Genehmigung zur Errichtung einer Stiftung, zur Anderung der 
Satzung und zur Aufhebung einer Stiftung 3 bis 50 
c) Genehmigung einer Zuwendung an eine juriſtiſche Perſon ... 3 bis 50 
d) Genehmigung zum Grunderwerb durch eine juriſtiſche Perſon 
1. durch die oberſte Landesbehörde 4/10 v. H. des Wertes 
des Grundſtücks 
nnn A R E 50 
2. durch die nachgeordneten Behörden. J 10 v. H. des Wertes 
l des Grundſtücks 
eee e 10 
e) Beſcheinigung über die Zuſammenſetzung des Vorſtandes von 
Religionsgeſellſchaften und anderen Geſellſchaften und Vereinen 3 


f) In den Fällen zu b bis d tritt Gebührenfreiheit ein, wenn die 
Stifung, die Zuwendung oder der Grunderwerb ausſchließlich 
mildtätigen oder gemeinnützigen Zwecken dient. 


48 | Juſtizangelegenheiten. Sondergebühren. 


a) 1. Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft (55 4 ff. Rechtsanwalts⸗ 
ordnung BR SONS SRH NER 20 
Die Gebühr wird ſowohl für die erſtmalige wie für jede 
weitere Zulaſſung beſonders erhoben. Erfolgt jedoch die 
weitere Zulaſſung innerhalb zweier Jahre nach der früheren 
Zulaſſung, jo ermäßigt ſich die Gebühr aun .. 10 
Für die gleichzeitige Zulaſſung bei mehreren Gerichten 
kommt die Gebühr nur einmal zum Anſatz, wenn die Zu⸗ 
laſſung durch dieſelbe Entſcheidung erfolgt. 
2. Beſtellung eines Vertreters für einen Rechtsanwalt (S 25 
IE EN ae DE S 


b) Erlaubnis zum mündlichen Verhandeln vor Gericht (5 157 Abſ. 4 
3. P. O.; A. V. v. 25. 9. 1899, J. M. Bl. S. 27) 10 bis 50 


or 
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Ifde. 5 
5 Gegenſtand Gebühr 
x AM 

(48) | c) Allgemeine Beeidigung von gerichtlichen Sachverſtändigen ($ 86 
A. G. G. V. G.) mit Ausnahme der Beeidigung von Per⸗ 
ſonen, die mit dem Forſtſchutze betraut ſind (55 23, 24 Forſt⸗ 
diebſtahlsgeſ.; $ 7 Abſ. 1 Ziffer 3 Pr. G. K. G.)) 5 bis 50 


d) Allgemeine Beeidigung von Dolmetſchern ($ 191 Abſ. 2 G. V. G.), 
ſofern ſie nicht auf Grund der Dolmetſcherordnung v. 18. 12. 
1899 (J. M. Bl. S. 856) ernannt ſindʒd 

e) Beſcheide, Auskünfte, Auszüge und Abſchriften, die auf Geſuche, 
Anfragen und Anträge aus den Akten, Büchern und Regiſtern 
des vormaligen Heroldsamts im privaten Intereſſe erteilt werden 

Neben dieſer Gebühr werden Gebühren nach T. Nr. 1 und 14 
nicht erhoben. 

f) Prüfung von Erſuchen nach dem Ausland in Zivilſachen und in 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit gemäß § 4 
Abſ. 1 der A. V. v. 16. 6. 1910 (J. M. Bl. S. 189) 

1. bei Zuſtellungserſuchee sn: E 
2. bei Beweisbeſchlüſſen 
eriter InſtWa?ßz?z:;:; fee de ae 
zweiter Juſan nz: ce image 
3. bei ſonſtigen Eſuche nn euer 
Die Erhebung der Gebühr iſt durch den Landgerichts⸗ 
präſidenten (Amtsgerichtspräſidenten) zu veranlaſſen. 
Die Prüfung von Geſuchen aus dem Ausland iſt ge- 
bührenfrei. 
g) Bewilligung der Befreiung von dem Ehehinderniſſe 
des Chebruchs ( 1312 G , ·ᷣ ⸗ en 
2. der mangelnden Ehemündigkeit ($ 1303 B. G. B. 

h) Bewilligung der Befreiung von der Beibringung der für Aus⸗ 
länder vorgeſchriebenen Zeugniſſe bei der Eheſchließung (Art. 43 
§§ 1 und 4 des A. G. B. G. B.) 

i) Geſtrichen. 

k) Ausſtellung von Zeugniſſen über das in Preußen geltende Recht 
( eee E A argi 

D Annahme und Verbuchung kaſſenmäßigen Geldes von weniger 
als 10 H zum Zwecke der Hinterlegunnnn aa 


m) Abweiſende Beſcheide in Hinterlegungsſachee ns 


n) Abſchriften und Auszüge aus dem Schuldnerverzeichnis (A. V. 
v. 9. 5. 1914, J. M. Bl. S. 512, in der Faſſung der A. V. v. 
12. 3. 1928, J. M. Bl. S. 165, und der A. V. v. 12. 7. 1932, 
J. M. Bl. S. 192) für jede mitgeteilte Eintragung 

bei Mitteilung von weniger als fünf Eintragungen 


o) Von der Erhebung der Gebühren kann aus Billigkeitsgründen 
abgeſehen werden. 
p) Gebührenfrei ſind Amtshandlungen aus Anlaß von 
1. Anzeigen, Anträgen und Beſchwerden in Angelegenheiten 
der Strafverfolgung, der Strafvollſtreckung und des Straf⸗ 
vollzugs, 
2. Anträgen, betr. Entſchädigung der im Wiederaufnahme⸗ 
verfahren freigeſprochenen Perſonen und für unſchuldig 
erlittene Straf- und Unterſuchungshaft, ſowie betr. ſonſtige 


s n!PPemt-Wt Ke Ke KR K Re Kee eK K £ 


3 bis 1000 


3 bis 10 


5 bis 1000 
5 bis 50 


5 bis 2000 


3 bis 100 


1 bis 20 


0,10 
0,50 
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Ofde. n 
= Gegenſtand Gebühr 
T: 5% 
(48) Beſchuldigten zu gewährende Vergütungen für die ihnen 


ohne ihr Verſchulden aus dem Strafverfahren erwachſenen 
Nachteile und betr. Feſtſetzung der einem Rechtsanwalte 
gemäß $ 150 St. P. O. zu zahlenden Gebühren, 

3. Anträgen auf Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts, 

4. Entſcheidungen über Anträge auf Erteilung der Ehelich⸗ 
keitserklärung (§ 1723 B. G. B.) und auf Bewilligung der 
Befreiung vom Alterserfordernis bei Annahme an Kindes 
Statt (58 1744, 1745 B. G. B.). 


49 | Kraftfahrzeugverkehr. 
a) Behördliche Maßnahmen im Kraftfahrzeugverkehr. 
Es gelten die reichsrechtlich geregelten Gebührenſätze. 


b) Genehmigung zum Betrieb einer Kraftfahrzeuglinie 30 bis 300 
o) Genehmigung zum Güterfernverkehr 
1. bei Benutzung nur eines Kraftfahrzeugs. 50 
für jedes weitere Kraftfahrzeug desſelben Unternehmers 20 


2. für Einſtellung weiterer Kraftfahrzeuge nach erteilter Ge⸗ 
nehmigung (5 19 Satz 2 der Durchführungsbeſtimmungen 
vom 9. Oktober 1931) für jedes Kraftfahrzeug ......... 20 
3. bei Unternehmen, die nur gelegentlich Güter auf Entfer⸗ 
nungen über 50 km befördern, kann die Gebühr aus Billig⸗ 
keitsgründen bis auf die Hälfte ermäßigt werden. 


50 | Kraftmaſchinen, bewegliche (bewegliche Dampfkeſſel und Motoren) 
ſ. auch T. Nr. 24. 
a) Genehmigung zum Betrieb beweglicher Dampfkeſſel auf oder an i 
Iffentlichn . T 1 bis 50 
b) Anerkennung der Zuverläſſigkeit von Funfenfängern ........ 6 bis 400 
o) Gewährung von Ausnahmen von den Vorſchriften über Auf⸗ 
ſtellung, Beſchaffenheit und Betrieb von beweglichen Kraft⸗ ; 
BERN KO a a 1 bis 50 


51 Krankenpflegeperſonen, Maſſeure, Säuglings⸗ und Kleinkinder⸗ 
pflegerinnen, techniſche Aſſiſtentinnen, Wohlfahrtspfleger (Für⸗ 
ſorger, Sozialbeamte), Wohlfahrtspflegerinnen, Landpflege⸗ 


rinnen. 
a) Anerkennung 
1. nach Ablegung der vorgeſchriebenen Prüfung 3 
2. ohne Ablegung der vorgeſchriebenen Prüfung 9 
b) Anerkennung von Krankenpflege-, Maſſage⸗ und Säuglings⸗ 
pflegeſchulen, Lehranſtalten für techniſche Aſſiſtentinnen 10 
c) Befähigungszeugnis für Landpflegerinnen 3 
52 Kunſtſcheine für 
a) muſikaliſche, deklamatoriſche Darbietungen u. d gal. 10 bis 50 
er und ope retten die Hälfte! der 
Gebühr der 
T.⸗Nr. 56a 
53 Land wirtſchaftliches Schulweſen. 
a) Lehrbefähigungszeugnis für Landwirtſchafts lehrer 7 3 
b) 11 5 für Lehrerinnen der landwirtſchaftlichen Haushaltungs⸗ 
ui. E 3 
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E RM 
54 Legitimationsatteſte bei Veräußerung von Pferden (V. v. 13. 2. 
1848, G. S. S. Be- e ee L Manz S 0 1 
55 Legimations⸗, Gewerbelegitimationskarten (5 44 Gew. O.) 3 bis 10 


56 Lichtſpiele. 
a) Prüfung von Bildſtreifen 
1. durch Filmprüfſtellen; es gelten die reichsrechtlich geregelten 
Gebührenſätze; 
2. durch Ortspolizeibehörden; die zu 1 bezeichneten Gebühren⸗ 
ſätze finden Anwendung. 
b) Ortspolizeiliche Prüfung von 
1. Plakaten für Filme, für jeden Fils 5 bis 200 
Den Plakaten wird die Reklame durch plaſtiſche Dar⸗ 
ſtellungen ſowie durch Zurſchauſtellung von Menſchen und 
Tieren gleichgeſtellt; 
2. Filmreklame, die lediglich durch Schrifttext ohne bildliche 


Darſtellung erfolgt, für jeden Fim 2 bis 20 
o) Erlaubnis zur Mitwirkung von Kindern bei Filmaufnahmen, für 
jedes Kundagsgdggg‚ EZH 3 bis 20 
d) Prüfung von Lichtſpielvor führen 10 
e) Prüfung von Erfindungen oder Verbeſſerungen von Lichtſpiel⸗ 
appargtn n „ ae e e 10 bis 1000 
f) Zulaſſung als Sachverſtändiger für Sicherheitsvorrichtungen in 
Theatern und öffentlichen Vortrags räumen. 30 bis 100 
g) Prüfung von Bildwerfern und ſicherheitstechniſchen Einrich— 
tungen des Bildwerferrau ns. 50 bis 500 


57 Lotterien, Ausſpielungen. 
a) Genehmigung einer Geldlotterie oder Ausſpielung (Sach- oder 
ill Re RR flan v. H. des 
Spielkapitals 
Als Spielkapital gilt der Geſamtverkaufswert der auszu⸗ 
gebenden Loſe, abzüglich des auf die Reichslotterieſteuer ent⸗ 
fallenden Anteils. 
Gebührenfrei iſt die Genehmigung einer Lotterie oder Aus⸗ 

ſpielung, die lediglich gemeinnützigen oder wohltätigen Zwecken 

dient und ohne Mitwirkung eines gewerblichen Unternehmens 

durchgeführt wird. Die Vorſchrift des $ 3 dieſer Gebührenord⸗ 

nung findet auf Genehmigungen keine Anwendung. 

Ablehnung eines Antrags zu a... nn. been. 5 bis 300 
höchſtens jedoch: ; m E, RHA die Gebühr zu a 
Gebührenfrei iſt die Ablehnung, die lediglich wegen der be- 

ſchränkten Aufnahmefähigkeit des Lotteriemarkts, nicht wegen 

mangelnder ſachlicher Vorausſetzungen erfolgt, ſofern die Lotterie 

oder Ausſpielung ausſchließlich gemeinnützigen oder wohltätigen 

Zwecken, insbeſondere Zwecken der Denkmalspflege, zu dienen 

beſtimmt iſt. 


57a Luftverkehr. 
Es gelten die reichsrechtlich geregelten Gebührenſätze. 
58 | Makler. 
a) Beſtallung als 
1. Kurs makler 99 EEE EEE 50 
2. Küsmaklerſtellvettreter rr; 25 L IN 10 


Z 


Preuß. Geſetzſammlung 1934. Nr. 25, ausgegeben am 25. 5. 34. 289 


— t — k ' — 4.＋.IO;uA—ů3sð—UN3.ñ..ñĩðX“2“”⸗êXA!!!!!1!ß!fk 1! „17!!! 


S E Gegenſtand 0 Gebühr 


— — — — g s DJJ——̃ͤ — etei 


77TFSTFFFFVVVVCVCCCT TORT R T 25 bi3 50 
59 | Medizinalverwaltung. 
I. Prüfungsausweiſe. 
a) Befähigungszeugnis zum Selbſtdispenſieren homöopathi⸗ 
ſcher Arzneien 8 10 
b) Befähigungszeugnis zur Verwaltung von Kreisarztſtellen 10 
c) Prüfungsausweiſe der Nahrungsmittelchemike rr 10 
d) Prüfungsausweiſe der Zahntechnikenrnnn 10 
e) Zeugniſſe und Beſcheinigungen für Reichsausländer über 
eine beſtandene ärztliche, zahnärztliche oder pharmazeutiſche 
Priißiſ ) 10 
II. Verkehr mit Erregern menſchlicher Krankheiten, Erlaubnis⸗ 
erteilungen aden A e e EET HT 10 10 bis 100 
III. Herſtellung, Aufbewahrung, Feilhaltung oder Verkauf von Impf⸗ 
ſtoffen, Sera uſw. zur Verwendung beim Menſchen 20 bis 200 
60 | Metalle (ſ. auch T. Nr. 32). 
Erlaubnis zum Handel mit unedlen Metallen oder Beſcheinigung 
über die Befreiung von der Erlaubnis pflichtet 5 bis 50 
61 Namensänderungen. y 
Genehmigung zur Anderung 
1. des Familiennamens (V. O. v. 3. 11. 1919, G. S. S. 147, 
und 30.1. 1923, G. S., S. 2) DIR RR. R 5 bis 2000 
2. eines Vornamens (V. O. v. 29. 10. 1920, G. S. S. 515) 5 bis 500 
62 | Opium. 
Erlaubnis im Sinne von $ 3 des Opiumgeſ. v. 10. 12. 1929 
(R. G. Bl Si o HL H L 0 R 3 bis 300 


63 | Orderlagerſcheine. 
Ermächtigung von Anftalten zur Ausſtellung von Orderlager⸗ 
ſcheinen (J 368 . Ge. Fünen e , 837 nadon 50 
64 Päſſe und Sichtvermerke. 


a) Päſſe, ſonſtige Reiſepapiere und Sichtvermerke. 
Es gelten die reichsrechtlich geregelten Gebührenſätze. 
b) Leichendäſſee 1 bis 10 
Gebührenfrei ſind Leichenpäſſe für die Überführung von 
Kriegerleichen deutſcher und ehemals feindlicher Staatsange⸗ 


höriger. 
65 Perſonenſtandsangelegenheiten. 
a) Befreiung von dem Zeugniſſe gemäß Art. 43 § 2 A. G. B. G. B. 50 
DIE eee e ,, een; 3 bis 30 
e) Abkürzung der Aufgebotsfrifſ jj 2 bis 20 


d) Beſtimmung des zuſtändigen Standesbeamten gemäß $ 1320 
Ww. f 20 
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Nr. 


(65) 


66 
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e) Beglaubigung oder Beurkundung einer der im § 1577 Abſ. 2, 3 
B. G. B. bezeichneten Erklärungen, wie die Entgegennahme 
einer anderweit beglaubigten oder beurkundeten Erklärung 
dieſer Altt tt 8 

f) Aufnahme eines nachträglichen Hinweiſes im Perſonenſtands⸗ 
regiſter auf Grund der Ausf. V. v. 31. 12. 1925 (G. S. S. 5) 

g) S für Inländer, die im Ausland heiraten 
wolln I E HE ETT AIE 


h) Auskunft aus den Sammelkarten des Standesamts 
i) Polizeiliche Wohnſitzbeſcheinigung für ſtandesamtliche Zwecke. 
k) Anweiſungen zur Berichtigung der Kirchenbücher aus der Zeit 

vor dem I Oktober d .. TETE 

D Die Beglaubigung oder Beurkundung einer Erklärung gemäß 

$ 1706 B. G. B. ſowie die Entgegennahme einer anderweit be⸗ 
glaubigten oder beurkundeten Erklärung dieſer Art iſt gebühren⸗ 
frei. 

m) Die reichsgeſetzlich feſtgeſetzten Gebühren der Standesbeamten 

bleiben unberührt (5 16 1 1 ! und der dazugehörige 
Tarif, R. G. Bl. 1923 I S. 167, 1157; 1924 I S. 116). 


Pferdezuchtangelegenheiten. 


a) Deck- und Füllenſcheine für die in den Hauptgeſtüten gezogenen 
und an Private abgegebenen Pferde 


b) Erſatzbeſcheinigungen für Deck- und Füllenſcheine, Deckregiſter⸗ 
auszüge, nachträglich beantragte Füllenſchei nnen 


e) Ergänzung von Deck- und Füllenſcheineeen nn. 
dysPferdeſtamm ume 8 


66 Polizeiliche Verwarnungen. 


67 


68 


Polizeiliche Verwarnungen (5 59 Abſ. 1 Satz 4 des Polizeiver⸗ 
waltungsgeſetzes v. 1. 6. 1931 — G. S. S. 77 — in der Faſſung 
des Geſetzes v. 27. 12. 1933 — G. S. 1934 S. 3) 


Polizeiſtunde. 


a) Hinausſchiebung des Beginns der Polizeiſtunde (ſog. Polizei⸗ 
ſtundenverlängerung), je nach der Dauer ſowie Art und Umfang 
der Vetanſtal tung T 


b) Früherlegung des Endes der Polizeiſtunde (ſog. Fra ernte 
ſtunde), je nach Art und Gültigkeitsdauer der Genehmigung . 


Privat⸗Kranken⸗ (Entbindungs⸗, Irren⸗) Anſtalten. 
a) Konzeſſion für Unternehmer (§S 30 Gew. O. ............... 


Gebühr 
RM 


5 bis 20 
1 


5 bis 20 
1 bis 3 
1 


5 


5 bis 50 


5 bis 100 


20 bis 500 


b) Friſtverlängerung und Friſtungen (§ 49 a. a. O.:iunu 1/, der Gebühr zu a 
5 


mindeſtensn ???? nee REEL 


69 Privatſchulen, Privatunterricht. 


Erlaubnis 
a) zum Betrieb einer Privatſchullec . 


b) V Erteilung von Privatunterricht (Unterrichtserlaubnis⸗ 
e)): 8 


20 bis 100 


3 bis 30 
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Nr. Gegenſt and 


—: — Tx— — ! 2 
70 Proſpekte über an der Börſe einzuführende Wertpapiere. 
Befreiung von der Verpflichtung zur 


a) Veröffentlichung eines Proſpekts (§ 38 Börſengeſ. v. 27. 5. 
1908, R. G. Bl. S. 2 Y 30 


71 [Rechtsmittelverfahren. 
a) Bei der Veranlagung zur Grundvermögens⸗ und Hauszinsſteuer 
1. im Einſpruchverfahren 
bei einem Werte des Streitgegenſtandes bis zu 20 . 


Einſchließlich e r Ur HHE 1 
von mehr als 20 bis BU ,, B 2 
bei einem höheren Streitwert unter Aufrundung auf die 
nächſthöheren 100 %% bis zu 1000 72, einſchließlich 3 v. H. 
von dem über 1000 %% hinausgehenden Werte 2 v. H. 
höchſtens jedoch er e gegen 50 
, EE das Doppelte der 


5 Gebühren zu 1 
3. Als Wert des Streitgegenſtandes gilt der Unterſchiedsbetrag 
zwiſchen der Jahresſteuer, die nach dem weiteſtgehenden 
Einſpruchs⸗ oder Berufungsantrage zu erheben wäre, und 
der aus der endgültigen Rechtsmittelentſcheidung ſich er⸗ 
gebenden Jahresſteuer; die im Falle der Berufung feſt⸗ 
geſetzte Jahresſteuer iſt auch für die Bemeſſung des Streit⸗ 
werts für die Einſpruchsentſcheidung maßgebend. 
Enthält der Einſpruch oder die Berufung keinen ziffer⸗ 
mäßigen Antrag hinſichtlich der Steuerermäßigung und 
wird der Antrag von dem Steuerſchuldner in dieſer Bezie⸗ 
hung auch nicht nachträglich ergänzt, ſo iſt, wenn der ange⸗ 
fochtene Steuerbetrag ermäßigt wird, eine Gebühr nicht zu 
entrichten; wird der Einſpruch oder die Berufung zurück⸗ 
gewieſen, ſo ſind der Gebührenberechnung als Streitwert 
10 v. H. der Jahresſteuer zugrunde zu legen. 


4. Die Gebühren werden nur erhoben, wenn das Rechtsmittel 
im endgültigen Ergebnis ganz oder teilweiſe erfolglos 
geblieben iſt. 

Die Gebühren betragen, wenn das Rechtsmittel aus 
formalen Gründen (Friſtverſäumnis, Unzuläſſigkeit, Form⸗ 


Mangel) zurückgewieſen t:; 8 / der Gebühren 
zu 1 und 2 
mindeſtens jedoch ſind zu erheben die Mindeſtge⸗ 


bühren zu 1 u. 2 
Wird das Rechtsmittel bis zur Entſcheidung der Rechts⸗ 
mittelbehörde (Beſchlußfaſſung des Ausſchuſſes) zurückge⸗ 
nommen, ſo iſt Gebührenfreiheit zu gewähren. 
Der Beſcheid des Vorſitzenden des Grundſteuerausſchuſſes 
und des Vorſitzenden des Grundſteuerberufungsausſchuſſes, 
durch den lediglich ein Rechtsmittel als unzuläſſig zurück⸗ 
gewieſen wird, iſt gebührenfrei. 


292 Preuß. Geſetzſammlung 1934. Nr. 25, ausgegeben am 25. 5. 34. 


— —— — —— uytů —y᷑-t. 


Tide. S 
15 Gegenſtand Gebühr 
8 RM 


| nn 


(71) bi Bei der Veranlagung zur Wandergewerbe⸗ und Wanderlager- 


ſteuer 
1. im Reklamationsverfahren 
bei einem Werte des Streitgegenſtandes bis zu 20 AM 1 
von mehr als 20 bis 60 ,, einſchließ lic 2 
gon mehr als 0 % 8 3 
2. im Rekursver fahren 3 das Doppelte der 


Gebühren zu 1 
3. Als Wert des Streitgegenſtandes gilt der Unterſchiedsbetrag 
zwiſchen der Steuer, die nach dem weiteſtgehenden Rekla⸗ 
mationsantrage zu erheben wäre, und der aus der endgül⸗ 
tigen Rechtsmittelentſcheidung ſich ergebenden Steuer. 


Enthält die Reklamation keinen ziffermäßigen Antrag 
hinſichtlich der Steuerermäßigung, ſo iſt der Gebühren⸗ 
berechnung als Streitwert die Hälfte des angefochtenen 
Steuerbetrags zugrunde zu legen. 


4. Die Gebühren werden nur erhoben, wenn die Reklamation 
ganz erfolglos geblieben iſt. 


Aus Billigkeitsgründen kann von der Gebührenerhebung 
ganz oder zum Teil abgeſehen werden. 


72 Reichs⸗ und Staatsangehörigkeitsſachen. 
a) 1. Einbürgerungsur kunden 500 bis 3000 


2, Einbürgerungsurkunden in den Fällen der $$ 10, 11, 12, 15 
Abi. 2 erſter Halbſatz und § 31 Reichs⸗ und Staatsangehörig⸗ 
keitsgeſ. v. 22. 7. 1913 (R. G. Bl S. 58)::: 20 
b) Aufnahmeurkunden ($ 7 a. a. O.iu))))))))))))) een 10 


c) Entlaſſungsurkunden 


I im Falle des a) 2 net 10 
STD ß DAUERT OA 50 
c Gentakleite arten ae a 88 10 
e) Staatsangehörigkeitsaus weine. 5 


f) Genehmigungen zur Beibehaltung der Staatsangehörigkeit ($ 25 
. yd Mar ee 100 


g) Genehmigungen zum Eintritt in ausländiſche Staatsdienſte (5 28 
MORE. I. , E TT 100 


h) Beſcheinigungen über eingetretenen Verluſt oder Nichtbeſitz der 
Staatsangehorigkeit . 8 100 


Zu a bis h: Bei Bedürftigkeit oder aus Billigkeitsgründen 
kann die Gebühr auf Antrag ermäßigt oder ganz erlaſſen werden. 
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(72) i) Gebührenfrei ſind 

1. Einbürgerungsurkunden für frühere Deutſche, die infolge 
des Vertrags von Verſailles die Reichsangehörigkeit ver⸗ 
loren und inzwiſchen keine andere als die ihnen durch jenen 
Vertrag aufgezwungene fremde Staatsangehörigkeit er⸗ 
worben haben, ſowie Einbürgerungsurkunden für Danziger 
Beamte, die die deutſche Reichsangehörigkeit durch Ent⸗ 
laſſung verloren haben: : 

2. Einbürgerungsurkunden für ſtaatenloſe Kriegsteilnehmer 
und ihre Angehörigen oder Hinterbliebenen, die zwecks 
Erlangung einer Rente oder ſonſtiger Verſorgungsgebühr⸗ 
niſſe ihre Einbürgerung beantragt haben: 

3. Staatsangehörigkeitsausweiſe für Perſonen, die in die 
Reichswehr (Reichsmarine) oder in die preußiſche Schutz⸗ 
polizei eintreten, ſowie für Verſorgungsanwärter, die ſich 
um Beamtenſtellen bewerben wollen. 

4. Entlaſſungsurkunden für Danziger Beamte; 


5. Beſcheide und Urkunden, die auf Grund des Vertrags von 
Verſailles oder der zu ſeiner Ausführung ergangenen oder 
noch ergehenden Beſtimmungen im Optionsverfahren er⸗ 
teilt werden. 


73 Seeleute. 


Unterſuchung der Seeleute auf Seh- und Farbenunterſcheidungs⸗ 
vermögen 


erstmalige Unterſuchunnngęüuũßyng T 3 
b) zweite und wiederholte Unterſuchung durch die ſtändige Kom⸗ 
e e , 6 
74 | Sprengjtoffe (ſ. auch T. Nr. 15 t). 
a) Genehmigung (Sprengſtofferlaubnisſchein) zur 


1. Herſtellung, zum Vertrieb und zum Beſitz von Spreng⸗ 
toren EN EEE NE EL EEE, 10 bis 30 


2. Einführung von Sprengſtoffen aus dem Auslande 100 bis 400 
b) Ausſtellung neuer Erlaubnisſcheine an Stelle von verlorenen. 15 
o) Genehmigung zur Errichtung von Sprengſtofflagern 

1. außerhalb der Herſtellungsſtätten ſowie auf Bergwerken 


über und unter Tage n Hi 10 bis 100 
2. an beſonderen Stellen für Verſuchs zwecke. 30 
d) Genehmigung von Ausnahmen von den Vorſchriften über den 
e effe n 50 bis 300 
e) Viſierung von Sprengſtoff⸗Frachtſcheine n 0,50 


t) Beſondere Genehmigung der Schiffahrtspolizeibehörden für die 
Verladung aus dem Auslande kommender, exploſionsgefähr⸗ 
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= Gegenſtand Gebühr 
Es RAM 
(74) licher und ſelbſtentzündlicher Gegenſtände, für die eine inländiſche 
Prüfung nicht nachgewieſen werden kann, bei einer Sendung im 
Rohgewicht 
bis zu 1K ggg. 88 5 
e ee T 10 
„ ,,,, E si ae 20 
6 ),, E 30 
eee e. TT 40 
EINEN Re ee aD. IT: 60 
„ e,, rekeri ee 80 
„ 400 00 0% / Een et ne a 10⁰ 
„ 5500000 % . std ‚uk sale eee are 120 
„ e,, A RE EN 140 
„ d se 160 
500.00 % %% /c 180 
ee 200 
75 Strandungs angelegenheiten. 
Feſtſetzung des Berge- und Hilfslohns oder der Erſtattung ſon⸗ 
ſtiger Bergungs⸗ oder Hilfskoſten von dem Werte des Streitgegen⸗ 
ſtandes bis zu TORE X. ne een ae 1 v. H. 
Mindeſte nnn ee an aeesee 5 
über 10 000.2M bis zu 50 000 TTT 15 0:9. 
über 50 000.2M bis zu 100 000 % ½ v. H. 
ner . s v. H. 
Gebührenpflichtig iſt jede Partei, ſoweit ſie unterliegt. 
76 Verſicherungsunternehmungen. 
a) Erlaubnis zum Geſchäfts betrieb 20 bis 200 
b) Genehmigung einer Beſtandsveränderung durch Übertragung 
gf ein anderes Unternehmen sl. n a 20 bis 200 
o) Sonſtige Genehmigungen und Entſcheidungen nach Antrag der 
Verſicherungsunternehmunge nn 2 bis 100 
d) Die vorſtehenden Gebühren gelten auch bei öffentlichen Ver⸗ 
ſicherungsanſtalten, die in Preußen ihren Sitz haben und den 
Vorſchriften des Reichsgeſ. v. 12. 5. 1901 nicht unterliegen. 
e) Gebührenfrei bleiben die öffentlichen Feuerverſicherungsanſtal⸗ 
ten, welche von der Entrichtung der Stempelſteuer befreit ſind 
(83 Abſ. 2 Ziffer 1 Gef. v. 25. 7. 1910, G. S. S. 241). 
77 [Verſteigerer. 
a) Beſcheinigung des Auftrags einer Verſteigerung und des Ver⸗ 
zeichniſſes der zu verſteigernden Gegenſtände ($ 38 Gew. O.) . 5 bis 150 
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Ts Gegenſtand 1 


S)SSS))SS))SSSSSS%SSSSSSS%SoSS%S%fàd&%àWWWWWW——W—„0»w:cjn. L 
(77) b) Abſtempelung der Geſchäftsbücher, ſ. T. Nr. 32. 
o) Anſtellung, ſ. T. Nr. 3 b. 


78 [Verwaltungsrechtsrat. 
Zulaſſunn a un ee EL 20 


79 Verwaltungsſtreitverfahren. 
Es gilt die V. O. v. 24. 12. 1926 (M. Bl. i. V. 1927, Nr. 1). 


80 | Beterinärangelegenheiten. 
I. Viehſeuchengeſ. vom 26.6.1909 (R. G. Bl. S. 519) 


J. Einfuhrverbote und Beſchränkungen gegen das Ausland 
(87 V. G.) 


a) Ein⸗ und Durchfuhrgenehmigungen: Gebühren nach 
näherer Anweiſung des Miniſters für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten. 


b) Sonſtige Ausnahmebewilli gungen 3 bis 50 
Gebührenfrei ſind Zeugniſſe uſw., die für den Grenz⸗ 
bezirk auf Grund von Anordnungen gemäß 5 7 Abſ. 2 
V. G. beizubringen ſind. 


2. Anordnungen auf Grund der 88 16, 17 V. G., $$ 3 bis 93 
der viehſeuchenpolizeilichen Anordnung v. 1. 5. 1912 zur 
Ausführung des Viehſeuchengeſetzes. 


a) Genehmigungen, Ausnahmebewilligungen, Zulaſſun⸗ 
gen uſw., ſoweit nicht nachſtehend beſondere Sätze be⸗ 
ſtimmt ind; „ 1 bis 10 


Gebührenfrei ſind ablehnende Beſcheide. 


b) Urſprungszeugniſſe auf Grund des § 17 Ziff. 3 V. G. 0,20 bis 5 
Die Höhe der Gebühr richtet ſich nach der Stück⸗ 
zahl der Tiere, über die das Zeugnis ausgeftellt wird, 
und zwar ſind innerhalb des angegebenen Mindeſt⸗ 
und Höchſtſatzes feſtzuſetzen: 


bei Großvieh (Einhufer, Rindvieh) je Stück 0,30 
bei Kälbern (bis zu 4 Monaten), Schweinen je Stück 0,10 
bei Kleinvieh (Schaf, Ziege, Ferkel bis zu 2 Monaten, 
Geflügel je Stk RR 0,05 
e) Verkehr mit Viehſeuchenerregern ($ 17 Ziffer 16 V. G., 
§ 77 V. A. V. G.). 
Fr essen ae 10 bis 100 
d) Herftellung von Impfſtoffen ($ 17 Ziff. 17 V. G., 
§ 78 V. A. V. G.). 


Erlaubniser teilungen 20 bis 200 
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5 Gegenſtand Gebühr 
S EN 

| 
(80) 3. Anordnungen auf Grund der $$ 18 bis 65 V. G., $$ 94 bis 
315 V. A. V. G. 


Genehmigungen, Ausnahmebewilligungen, Zulaſſungen 
uſw. ſind gebührenfrei. 


II. Rinderpeſtgeſ. v. 7. 4. 1869 (B. G. Bl. S. 105). 
1. Einfuhrverbote und Beſchränkungen gegen das Ausland 
(§ 2 R. P. G.). 


a) Ein⸗ und Durchfuhrgenehmigungen: Gebühren nach 
näherer Anweiſung des Miniſters für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten. 


b) Sonſtige Ausnahmebewilligungeee n 3 bis 50 


Gebührenfrei ſind Zeugniſſe uſw., die für den Grenz⸗ 
bezirk auf Grund von Anordnungen gemäß $ 2 Ziff. 1 
R. P. G. beizubringen ſind. 


2. Handelserlaubniserteilungen auf Grund des § 17 der 
Rinderpeſtinſtruktinan nn 3 2 bis 50 
III. Geſ. über die Beſeitigung von Tierkadavern v. 17. 6. 1911 
(R. G. Bl. S. 248). 


1. Genehmigung zur Verwendung von Kadaverfleiſch 
im eigenen Wirtſchaftsbetrieeetet nns. 1 bis 20 
außerhalb des eigenen Wirtſchaftsbetriebter nns 3 bis 50 


2. Genehmigung zum Abhäuten und Zerlegen von Kadavern 
außerhalb der Waſenplätze im Falle des § 11 der Aus⸗ 
führungsvorſchriften v. 1. 5. 1912 (L. M. Bl. S. 1777 1 bis 10 
IV. Fleiſchbeſchaugeſ. v. 3. 6. 1900 (R. G. Bl. S. 547). 
1. Befähigungsausweis für Fleiſchbeſchauer und Trichinen⸗ 


ſchee rere > Aflear ungern 3 
2. Genehmigung zum Vertrieb bedingt tauglichen und 
minderwertigen Fleiſcheeeeeeeeesess 3 bis 20 
3. Genehmigung zum Vertrieb von Pferdefleiſch durch 


Fleiſchhändler, Gaſt⸗, Schank- und Speijemwirte ........ 3 bis 20 


V. Hufbeſchlagweſen. 


1. Zulaſſung von Ausnahmen und Befreiungen von der Huf⸗ 
beſchlagprüfſunng JJV 3 bis 10 


2. Prüfungs zeugnis e ĩ?ð!n:; dlse nt 3 


81 | Waffen⸗ und Munitionsangelegenheiten (Geſ. über Schußwaffen 
und Munition v. 12. 4. 1928, R. G. Bl. L S. 143). 


a) Genehmigung zur gewerbsmäßigen Herſtellung, Bearbeitung 
oder Inſtandſetzung von Schußwaffen oder Munition ($ 2) 3 bis 100 
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Nr. RM 
n LTD RI ee T 


(81) [b) Genehmigung zum Handel mit Schußwaffen oder Munition 


U. (8 d e r 3 bis 50 
6): 1. Wafffiſch h T 3 
2. Waffenerwerbidiein mern 3 
3. Waffenſchein einſchl. Waffenerwerbſchein 5 
4. Erneuerung eines Scheines zu 1 bis zzz. 2 
5. Bei Schußwaffen von nicht mehr als 6 mm Kaliber ermäßigen 
ſich die Gebühren zu 1 bis A aufn. cn ame ne nen il 
6. Jede Doppelausfertigung eines Scheines zu 1 bis B ..... wie zu T. Nr. la 


d) Behördliche Beſcheinigungen für Gewerbetreibende gemäß $ 11 
Bill. 3.202 BEREIT TOTER. NO Duni: wie zu T. Nr. Ia 


ehaBeſigbeſcheinigungen ($ 17 AB. j 2 

f) Genehmigung zum Beſitz eines Waffen- oder Munitionslagers 
G T E 1 bis 5 

g) Genehmigung zur Herſtellung von Schußwaffen mit Schall- 


dämpfern oder Scheinwerfern oder von ſolchen Vorrichtungen 
allein zur Ausfuhr (8 24 Ab. 222 „ il 
h) Gebührenfrei find: 
1. Munitionserwerbſcheine; 
2. Beglaubigung (Abſtempelung) und Abſchlußbeſtätigung der 


Waffenbücher und Waffenhandelsbücher (510 Ausf. Verordn. 
v. 13. 7. 1928, R. G. Bl. 1 S. 198); 


3. Beſcheinigungen der Dienſt⸗ und Aufſichtsbehörden nach 
$ 19 des Geſetzes. 


82 Wandergewerbebetriebe (Gewerbebetriebe im Umherziehen). 


a) Wandergewerbeſcheine und Erſatzſcheine ($$ 55, 56 d, 60 Gew. O.) 
und Ablehnung von Anträgen auf Ausſtellung dieſer Scheine 2 bis 10 


b) Ausdehnung von Wandergewerbeſcheinen für das Darbieten 
von Luſtbarkeiten aller Art auf einen anderen Bezirk (55 60, 55 
Abſ. 1 Nr. K g. g. M l “ ᷑ꝶ1.ãm: 0,50 bis 5 


c) Beſonders erteilte Erlaubnis zur Mitführung von Perſonen 
a 80, für jede Bern n. 1 bis 5 


d) Nachträge ſonſtiger Art (Ergänzung der Handelsgegenſtände, 
Anderung der Transportmittel u. dgl. . 1 bis 5 


i 22H Ua. 2 S TR RES 1 bis 10 


ee 8 1 bis 10 


für länger als eine o/ TT Ba... 2 bis 50 
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Waſſerpolizei. 
1. Genehmigung von gewerblichen Anlagen oder Verände⸗ 


rungen ſolcher 
für die eviten 20 000 7 des Baukoſtenwertss 
Rindeſtens edc); ee 
für die weiteren 30 000 ,œ.rLmm..— RR 
für die folgenden 50 000.RM :....2222er rennen 
für den 100 000.24 überjteigenden Teil ............ 


Erfordert die Entſcheidung umfangreichere Unterſu⸗ 
chungen (z. B. Meſſungen, Berechnungen uſw.), je nach 
dem Umfange der Unterſuchunenn 


Genehmigung von nichtgewerblichen Anlagen oder Verän⸗ 


deren iche RED RAN ei 


Zu J und 2: Wenn eine bereits genehmigte Anlage ohne 
bauliche Anderung ihren Beſitzer wechſelt und bei der er⸗ 
forderlichen neuen Genehmigung die Prüfung nur mit 
geringer Mühewaltung verbunden iſt, können die Gebühren 
bis auf die Mindeſtſätze von 5 und 2,5024 ermäßigt 
werden. Wird bei einem Beſitzwechſel eine genehmigungs⸗ 
pflichtige Abänderung der Anlage vorgenommen, iſt 
mindeſtens die nach dem Baukoſtenwerte der Abänderung 
berechnete Gebühr zu erheben. 


Abnahme von Perſonenfahrzeugen 


für höchſtens 50 Fahrgäſte für den Kopf der polizeilich 
zugelaſſenen Höchſtzahijßhhhh d.. E 
inden edo; T 


für mehr als 50 Fahrgäſte für den Kopf :: 


Abnahme von Perſonenfahrzeugen ohne neue Vermeſſung 


des Fahrzeugs bezüglich der Perſonenplätz e 


Zu 3 und 4: Bei gleichzeitiger Abnahme mehrerer Sport⸗ 
oder Ruderfahrzeuge ohne eigene Triebkraft für denſelben 
Antragſteller iſt die Gebühr nach der insgeſamt für die ab⸗ 
zunehmenden Fahrzeuge polizeilich zugelaſſenen Höchſtzahl 
der Fahrgäſte zu berechnen, inſoweit als die gleichzeitige 
Abnahme mehrerer Fahrzeuge gleicher Bauart und Größe 
eine Vereinfachung des Dienſtgeſchäfts mit ſich bringt. 


. Betriebsabnahme von Badeanſt alten 


. Handelt es ſich um die Benutzung eines Waſſerlaufs (3. B. 


Ein⸗ und Ableitungen, Stauanlagen uſw.), ſo tritt an Stelle 
des Baukoſtenwerts (1 und 2) der Wert der Benutzung, wenn 
er höher iſt als der Wert der zugehörigen Bauanlage. 


. Feftlegung der Uferlinie eines Waſſerlaufs ($ 12 Abſ. 2 


Satz 2 Waſſergeſ. v. 7. 4. 1913, G. S. S. 53) 
aa) für die erſten 100 m Länge der feſtgelegten Uferlinie 


f e 


mindeſtens jedooe en sila, 81 9 29. | 


1,5 v. H. 
5 
19.91 
0,5 v. H. 
0,2 v. H. 


bis zu 150 v. H. 
der vorſtehenden 
Gebühren 


die Hälfte der 
Gebühren zu 1 


0,15 
5 
0,20 


die Hälfte der 
Gebühren zu 3 


die Hälfte der 
Gebühren zu 1 u. 2 
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(83) bb) für die weiteren 400m je Meteruõur 0,30 
0,20 


cc) für den 500 m überſteigenden Teil je Meter 


Bei Ufergrundſtücken, die gewerblichen Zwecken 
das Doppelte der 


dienen... ee as 
vorſtehenden 
Gebühren 
b) Beaufſichtigung von Regatten, Wettſchwimmen, Korſofahrten, 
Feuernere , 10 
nach 8 Uhr abends ]ĩtĩ;ꝑ 8 20 
84 | Wohnungsauskünfte der polizeilichen Einwohnermeldeämter, 
a) ſoweit die Angaben aus den Regiſtern, Liſten, Karteien, Alben 
uſw. der Einwohnermeldeämter gemacht werden können 0,50 
1 


b) ſofern Nachfragen, Ermittlungen uſw. erforderlich jind ...... 
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